
Landläufig herrscht in den Köpfen
der Leute das Vorurteil oder Cliché
vor, dass wir Schweizer Demokra-
ten auf der politischen Skala ganz
rechts der SVP – oder eben rechts-
extrem stünden. Unzählige wis-
senschaftliche Auswertungen des
Stimmverhaltens der SD-Politiker
im Nationalrat ergeben aber seit
vielen Jahren ein anderes Bild.
Und unser Parteiprogramm
schreibt auch etwas ganz anderes
als das Prädikat «rechtsextrem»
fest! Ich sage immer, die Schwei-
zer Demokraten seien eine natio-

nal denkende
Partei, die in
ihrer Politik
ökologische und
soziale Tupfer
setze.
Das war schon
zu Zeiten von
Nationalrat Va-
lentin Oehen so.
Würden wir die-
se entscheiden-
den Tupfer nicht
setzen, hätten
wir im politi-
schen Spektrum
keine Überle-
benschance und
keine Daseinsbe-
rechtigung, weil
man dann gera-
desogut zur SVP
gehen könnte.
Obwohl, wenn
man denkt, dass
die grosse SVP
Bern zum freien
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Über 70’000 Unterschriften
für das Referendum gegen die Ost-
Personenfreizügigkeit! Wir danken allen
SD-Leuten, welche aktiv mitgeholfen
haben, dass das Referendum innert nur 
60 Tagen zustande gekommen ist

Etappensieg! Trotz schlechtestem Sammelwetter haben wir alle diese
Glanzleistung fertig gebracht. Unser Dank gilt aber nicht nur den ei-
genen SD-Parteileuten, sondern auch allen andern Leuten und Orga-
nisationen, welche aktiv mitgeholfen haben. Selbstverständlich soll
und darf man bis in die letzten März-Tage weitersammeln. Schicken
Sie aber die ausgefüllten Unterschriftenbogen laufend an unser SD-
Zentralsekretariat ein, damit wir die Unterschriften beglaubigen kön-
nen. Jede Unterschrift zählt, je mehr wir haben, umso stärker stehen
wir in der Öffentlichkeit da. Wer bei der Unterschriften-Einreichung
dabei sein will, kann das Datum ab 21. März bei uns erfragen. Und
nicht zuletzt freuen wir uns auch riesig, dass das Schengen-Referen-
dum ebenfalls zustande gekommen ist.
Dieser Zeitungsausgabe liegt ein Einzahlungsschein bei. Der Kampf
wird hart – und wir sind um jeden Franken froh.
Herzlichen Dank für Ihre Spende!

Wir sind die 
nationale Opposition!
Wo stehen die SD – eine Abgrenzung zur SVP

innern, dass ich als Nationalrat
zwischen 1991 und 1999 regelmäs-
sig eine Bewertung von +6 bis +8
hatte. Und ich war immer darauf
stolz, nicht einfach bei +10 zu lie-
gen und eine simple schwarz/weiss
Politik zu betreiben, sondern eine
sehr differenzierte Politik zu ma-
chen. Für mich selbst hat sich das
bei Wahlen auch immer positiv
ausgewirkt, indem ich nicht nur
von rechts, sondern auch von links
jeweils viele Zusatzstimmen erhal-
ten habe.
Worin unterscheiden wir uns denn
konkret von einer im politischen
System rechts stehenden SVP?

Die SD sind gemässigt sozial

Beispielsweise im sozialen Bereich:
Wir sind im Gegensatz zur SVP die
Partei der «kleinen Leute», also

Personenverkehr und zu Schengen
die Ja-Parole beschlossen hat, wäre
der Weg hin zur SVP wohl auch
kein gangbarer…

In der Weltwoche Nr. 50 vom De-
zember 2004 wurde wieder einmal
das Stimmverhalten aller National-
ratsmitglieder ausgewertet. Dabei
stellte sich heraus, dass SD-Na-
tionalrat Bernhard Hess – übri-
gens zusammen mit dem Lega-
Vertreter – am linken Rand der
SVP angesiedelt ist. Ich habe ihm
zu dieser Einreihung gratuliert,
weil er es fertig gebracht hat, unse-
ren bewährten jahrelangen politi-
schen Kurs auch als Einzelvertre-
ter im Parlament fortzusetzen. Die
Feststellung, dass Nationalrat
Bernhard Hess also nicht am
rechtsextremen Rand politisiert,
ist gut fundiert und seriös ausge-
wertet! Es hat durchaus seine
Richtigkeit, wenn die «Weltwo-
che» schreibt, dass Bernhard Hess
zusammen mit den EDU-Natio-
nalräten zum eher konservativen
und nicht zum rechten Pol im
Parteienspektrum gehört. Schon
zu Zeiten der SD-Nationalräte
Fritz Meier, Hannes Steffen, Jean-
Jacques Hegg, Fritz Stalder, Mar-
kus Ruf und Rudolf Keller konnte
man die gleiche Beobachtung ma-
chen. Es existiert unter Politolo-
gen eine Skala von –10 bis +10. Die
PdA, Grüne und SP liegen irgend-
wo zwischen –10 und -5. Dann
folgt die breitgezogene Mitte von
CVP, FDP und Liberalen. Deren
Politisierende liegen irgendwo zwi-
schen –5 und +5 im politischen
Spektrum. Und im rechten Spek-
trum folgen dann zwischen +5
und +7 die nationalen und konser-
vativen Parteien mit sozialem Ein-
schlag, nämlich die SD, die EDU
und die Lega. Zwischen +7 und
+10 wird die SVP und FPS einge-
ordnet, also ist die SVP ganz
rechts. Ich mag mich gut daran er-
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derjenigen Menschen mit kleine-
ren Einkommen. Ich kann dies
aufgrund meiner eigenen Erfah-
rungen und Beobachtungen im
Baselbieter Landrat feststellen. Im-
mer wenn es um soziale Fragen
geht, stimmen die SVP-Leute so,
dass vor allem gutsituierte Men-
schen bevorzugt werden. Im Ba-
selbieter Landrat sind die SD – im
Gegensatz zur SVP – beispielswei-
se für die Anpassung der Kinder-
zulagen an die Teuerung oder ge-
gen Subventionskürzungen im
Schulzahnpflegebereich oder ge-
gen die Kürzung der Krankenkas-
senzuschüsse für die Bevölke-
rung. Im Nationalrat stimmten die
SD immer für den vollen Teue-
rungsausgleich bei der AHV. Die
SVP macht da im Interesse ihrer
grossbetuchten Klientel ständig
Abstriche – sie hat es bisher aber
geschickt verstanden, dies vor
ihren Wählerschichten mit kleine-
rem Portemonnaie zu kaschieren.

Die SD sind 
für die «kleinen Leute»

Beispielsweise beim Thema Ein-
wanderung: Bei der Ausweitung
des freien Personenverkehrs auf
die neuen EU-Ostländer zeigt sich
einmal mehr der Unterschied von
SD und SVP. Die SD sind ge-
schlossen für starke flankierende
Massnahmen, weil damit Lohn-
dumping (Lohndruck auf alle in

unserem Land arbeitenden Men-
schen und die Rentner) vermieden
werden sollte. Die SVP findet
demgegenüber solche Abwehr-
massnahmen wirtschaftsfeindlich
und lehnt sie mehrheitlich ab. Wir
haben sehr viele Kleinverdiener,
Angestellte, Beamte und Rentne-
rinnen und Rentner in unseren
SD-Reihen, da ist es für uns selbst-
verständlich, dass wir für deren Be-
lange auch einstehen. Es kommt
nun nicht von ungefähr, dass fast
die Hälfte der SVP-Nationalrats-
mitglieder für die Ausdehnung des
freien Personenverkehrs auf die
neuen Ost-EU-Länder stimmten –
sie wittern ein Geschäft mit diesen
Leuten! Wir von den SD stellen
dem das höhere Allgemeininteres-
se gegenüber – das nicht immer
stromlinienförmig mit wirtschaft-
lichen Interessen verläuft. Es
kommt daher nicht von ungefähr,
dass SVP-Industrielle wie Blocher,
Frey, Giezendanner und Spuhler
mit der Ausweitung des freien Per-
sonenverkehrs um mehr billige Ar-
beitskräfte kämpfen, mit denen sie
dann ihr grosses Geschäft machen.

Die SD haben 
ökologisches Bewusstsein

Beispielsweise im ökologischen
Bereich: Da fällt mir die Einzo-
nung von Kulturland ins Bauge-
biet in Pratteln (Gebiet Blözen)
ein. Die SD-Einwohnerratsfrakti-
on stimmte dafür, dass man das
Wies- und Ackerland grün erhalte
(konservativ-schützend zur Um-
welt) und die SVP war der Mei-
nung, dass man dieses wertvolle
Kulturland überbauen und also
daraus das grosse Geschäft ma-
chen sollte. Im Gegensatz zu den
SD stimmten die SVP-Parlaments-
mitglieder auch für die Aufhebung
der Lex Koller (Grundstückverkäu-
fe an Ausländer). Wir sind nicht
nur aus überfremdungspolitischen
Gründen dagegen, dass Ausländer
mehr Grundstücke in unserem
Lande erwerben können, sondern
auch aus landschaftsschützeri-
schen Überlegungen. Es geht um
den Schutz wertvollen Kulturlan-
des vor Überbauung und Verbeto-
nierung. Damit wollen wir in
Berggebieten auch dafür sorgen,
dass eine intakte Umwelt, unser
touristisches Kapital, erhalten
bleibt.
Aber mancher SVP-Baumeister
sieht das entgegengesetzt anders!
Und – um ein weiteres Beispiel zu
nennen, im Nationalrat stimmten
die SD immer für den Ausbau und
Erhalt eines guten Netzes des Öf-
fentlichen Verkehrs – dies sehr oft
im Gegensatz zur SVP. Auch sind
wir, anders als die SVP, für mehr
Tierschutz.
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Das Testament
Die letztwillige Verfügung

Liebe Mitglieder, Gönner und
Sympathisanten

Immer wieder können wir lesen,
dass verschiedene Organisationen

und Stiftungen finanzielle
Zuwendungen empfangen

können, die aus dem Nachlass
eines treuen Mitgliedes stammen. 

Haben Sie auch schon daran
gedacht, die 

SCHWEIZER
DEMOKRATEN 

in Ihrem Testament zu
berücksichtigen?

Haben Sie Fragen über
Formalitäten und Abfassung?

Unser Geschäftsleitungsmitglied
Kurt Koller berät 

Sie gerne kostenlos:
Kurt Koller, Treuhandbüro

Meienbergstrasse 4
CH-9620 Lichtensteig
Telefon 071 988 50 88
Telefax 071 988 67 61

Wir sind eine nationale 
Opposition!
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Anzeige

SD
Schweizer Demokraten

Die SD stehen 
fürs Allgemeinwohl ein

Wider das egoistische Ellbogen-
Weltbild: Manchmal kommen mir
diese Unterschiede auch so vor,
dass wir eher eine Politik machen,
die aufs Allgemeinwohl ausgerich-
tet ist und die SVP-Leute eher
eine, welche dem einzelnen Indivi-
duum, dem Ego, und insbesonde-
re dem übermässigen Geldverdie-
nen die alleroberste Priorität ein-
räumt. Das heisst auch, dass bei
uns die soziale Komponente nach-
weislich stärker vertreten ist als
bei den SVP-Leuten. Darum ist es
böswillig, ja nachgewiesen falsch,
wenn man die SD einfach als
rechtsextrem einstuft. Es ist im
Übrigen auch so, dass die SVP als
Regierungspartei fest ins politische
System der Regierenden eingebun-
den ist, währenddem wir Schwei-
zer Demokaten eine Oppositions-
partei sind – die nationale Opposi-
tion! Und viele Leute, die unserer
Partei beitreten, sind sich dieses
Unterschieds sehr wohl bewusst.
Sie kommen genau deswegen zu
uns. Denn sie wissen, dass wir im
Gegensatz zu den Regierenden kei-
ne Pöstlijäger sind, sondern unei-
gennützig arbeitende Idealisten.
Darum gingen wir auch nicht auf
die bürgerlich-wirtschaftlichen
«SD-Kaufangebote» ein, als die
uns vorschlugen, doch auf das
Referendum gegen den freien Per-
sonenverkehr zu verzichten und
von ihnen so quasi als Entschädi-
gung dafür eine grosse finanzielle
Gegenleistung zu erhalten. Wir
sind nicht käuflich und deshalb
auch eine unbequeme Partei!

Die SD werden 
als Partei überleben

Diese von der SVP unterschiedli-
chen politischen Standpunkte
brauchen wir Schweizer Demo-
kraten. Sie sind überlebensnot-
wendig für uns als Partei. Wenn
nun irgendwelche Journalisten
und Kommentatoren daherschrei-
ben oder daherpalavern, dass wir
als Partei wohl bald ausgedient
hätten, dann irren sie sich gewal-
tig. Einige Sitzverluste bei Wahlen
bedeuten nicht im geringsten, dass
wir in unserer Existenz bedroht
sind. Unsere Stärke misst sich
nicht in Parlamentsmandaten,
sondern in unserem Organisati-
onsgrad und unserer vollkomme-
nen Unabhängigkeit von allen
Mächtigen! Diejenigen Leute, wel-
che bei uns Mitglied sind, wollen
ganz bewusst die Politik, wie wir
sie heute machen. Sie wollen keine
reaktionär-kapitalistische Politik à
la SVP. Weil wir in dieser konserva-
tiv-sozialen Nische politisieren,

gibt es für uns auch weiterhin eine
politische Daseinsberechtigung.
Wir haben zwar in letzter Zeit ei-
nige Wahlen verloren, weil wir im
Volk diese politischen Unterschie-
de zu andern Gruppierungen zu
wenig gut herüberbrachten. Das
ist unsere eigene Schuld. Deswe-
gen haben wir aber nicht unser
politisches Fundament verloren,
denn wir dürfen freudig feststellen,
dass der Mitglieder- und Abonnen-
tenbestand unserer Partei seit Jah-
ren nahezu stabil ist. Ja in den
letzten Monaten hat der Abonnen-
tenbestand sogar wieder zugenom-
men! Unsere Zeitung hat seit Jah-
ren eine WEMF-beglaubigte Aufla-
ge von gegen 11’000 Exemplaren.
Das bedeutet aber auch, dass wir
entgegen den Unkenrufen man-
cher Journalisten nicht einfach
von der SVP aufgesogen werden
können. Darum gab es bisher auch
nur sehr wenige Übertritte von SD-
Mitgliedern zur SVP. Das war bei
der Freiheits-(Auto)Partei anders.
Namhafte Teile dieser Partei gin-
gen in der SVP auf, weil deren poli-
tische Inhalte sehr weitgehend
deckungsgleich waren. Wir müs-
sen uns als Partei demgegenüber
nicht vor diesem Effekt fürchten
und für uns ist die SVP einfach –
oder nur – eine Konkurrentin und
manchmal aber auch eine Partne-
rin, mit der wir punktuell zusam-
menarbeiten können. Ein Zusam-
mengehen oder gar ein Zusam-
menschluss ist undenkbar, so
verlören wir unsere geistige Hei-
mat! Denn manchmal – je nach
Thema – ist für uns wie vorherge-
hend ausgeführt, in den Parlamen-
ten auch eine Unterstützung ge-
mässigt linker Positionen ange-
zeigt. Es geht uns dabei immer um
die Sache und nicht um Ideologie
so nach dem Motto «alles gute
kommt von rechts» oder «alles
schlechte kommt von links». Die
SD haben weiterhin Zukunft,
wenn es gelingt, diese politischen
Unterschiede zur Konkurrenz
deutlich herauszuschälen und
wenn unsere politischen Mandats-
trägerinnen und Mandatsträger
weiterhin bereit sind, zu diesen
Unterschieden zu stehen und sie
im politischen Alltag auch umzu-
setzen. Und laut und deutlich
müssen wir immer wieder sagen:
Wir sind die nationale Opposition!
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Schweizer Demokraten

Ihre
Wahl

für die
Schweiz

Fünf FDP-Nationalräte unter-
schrieben kürzlich eine SD-Mo-
tion zur ersatzlosen Streichung
der Rassismusstrafnorm. Nun
folgt in den Medien eine regel-
rechte Hexenjagd gegen die coura-
gierten Mitunterzeichner.
Als «Theilers Sündenfall» titulierte
die jüdische Wochenzeitung
«Tachles» in ihrer kürzlichen Aus-
gabe Nummer 5/05 die Unter-
schrift von FDP-Nationalrat Geor-
ges Theiler unter den SD-Vorstoss
zur Abschaffung des Anti-Rassis-
mus-Gesetzes. Diese Motion trägt
die Unterschriften von 44 Mitglie-
dern der SVP-Fraktion, dazu dem
Lega-Vertreter, dem Zürcher Mar-
kus Wäfler, Mitglied der EDU, so-
wie der vier FDP-Nationalräte
Filippo Leutenegger (ZH), Georges
Theiler (LU), Pierre Triponez (BE)
und Edi Engelberger (NW). Der
SD-Vorstoss verlangt vom Bundes-
rat ein Gesetz, das «die freie Mei-
nungsäusserung in jedem Fall
gewährleistet und durch keinerlei
gesetzliche Bestimmungen ein-
schränkt»: «Insbesondere ist Arti-
kel 261 bis des Strafgesetzbuches
(Rassismusartikel) ersatzlos zu
streichen.» Der Bundesrat bean-
tragt die Ablehnung der SD-Moti-
on. Im Parlament wurde der Vor-
stoss bisher noch nicht behandelt.
Er war jedoch gemäss «Tachles»
bereits Gegenstand einer Ausspra-
che zwischen einer Delegation des
Schweizerischen Israelitischen Ge-
meindebundes (SIG) und Bundes-
rat Dr. Christoph Blocher.

Multi-kulti-Meinungsterror
Bekanntlich will Georges Theiler
neuer FDP-Präsident werden. Bis-
her hatte er auch bessere Karten
als Fraktionschef Fulvio Pelli.
Doch nun schiesst sich insbeson-
dere die Ringier-Presse auf ihn ein.
Inquisitorisch wird gefragt, ob die
Unterschrift Theilers nicht ein po-
litischer Fehler sei oder zumindest
als politisch «instinktlos» bezeich-
net werden müsse. Noch härter
geht der «Blick» aber mit Theilers
Parteikollege Filippo Leutenegger
um. Er solle «die Juden beleidigt»
haben, indem er einerseits die
neue Zürcher Kantonsverfassung

bekämpft, welche die Ausdehnung
des Religionsartikels auf die musli-
mische und jüdische Glaubensge-
meinschaft vorsieht, obwohl dieses
Ansinnen erst kürzlich vom Zür-
cher Stimmvolk deutlich abge-
lehnt wurde. Zudem habe auch er
die SD-Motion zur Abschaffung des
Rassismus-Gesetzes mitunter-
zeichnet. Gemäss «Tachles» fragt
sich nun die Präsidentin der FDP-
Zürich, Doris Fiala, wie «weltoffen
die Mitunterzeichnung der Motion
eines Schweizer Demokraten zur
Abschaffung der Rassismus-Straf-
norm sei. Zumindest lasse sie ei-
nen Mangel an Sensibilität erken-
nen». Leutenegger will sie anrufen
und seine «Beweggründe hören».
Jedenfalls zeigt diese Angelegen-
heit einmal mehr, wie stark auf
couragierte Parlamentarier aus der
bürgerlichen Mitte Druck aus-
geübt wird, wenn sie sich einmal
nicht dem ungeheuerlichen me-
dialen Druck und dem Multi-kulti-
Meinungsterror einiger einfluss-
reicher Organisationen und ihrer
willigen Helfer in den etabliert-
bürgerlichen Parteien beugen.

Steuergelder für fragwürdige
Rassismusbekämpfung
Gemäss einer Medienmitteilung
des Eidg. Departements des Innern
(EDI) sollen der staatlichen Kam-
pagne «gegen Rassismus und
Fremdenfeindlichkeit», trotz lee-
ren Staatskassen, neu ab 2006 
1.1 Millionen Franken jährlich zur
Verfügung stehen. Bereits 2001
hatte der Bundesrat den Fonds «ge-
gen Rassismus und für Menschen-
rechte» grosszügig mit 15 Millio-
nen Franken dotiert. Darauf hin
entwickelte sich bei der neuge-
gründeten Fachstelle für Rassis-
musbekämpfung eine regelrechte
Selbstbedienungsmentalität. Ge-
mäss EDI-Medienmitteilung wur-
den bislang beim Fonds gegen Ras-
sismus und für Menschenrechte
insgesamt 815 Projekte einge-
reicht, welche mit 13 Millionen
Franken unterstützt wurden. Im
Zahlenvergleich: Aufgrund der Pis-
soir-Hirschhornausstellung in Pa-
ris wurde der Pro-Helvetia-Kredit
richtigerweise um eine Million
Franken gekürzt. Hier gibt man
das Geld für noch unsinnigere Pro-
jekte mit vollen Händen aus. Auch
sind die Kanäle schleierhaft. Jeden-
falls muss die Regierung dank eines
SD-Vorstosses im Nationalrat in
Bälde darüber Auskunft geben, ob
nicht sogar gewaltbereite Antifa-
und Anti-Rassismusorganisationen
von diesem grosszügigen Geldse-
gen Gebrauch machen können.

Dem Bundesrat, der Mehrheit des
Parlamentes und den gutbezahlten
Projektleitern gegen angeblichen
Rassismus sei hinter die Ohren ge-
schrieben, dass sich Rassismus
und Fremdenfeindlichkeit nur mit
der konsequenten Eindämmung
des Asylrechtsmissbrauchs, mit
dem Abbau der Ausländerkrimina-

lität und einer konsequenten Be-
grenzung der Einwanderung
bekämpfen lassen. Die Millionen-
beträge, die hier grosszügig ge-
sprochen wurden und noch wer-
den, dienen einzig dazu, einmal
mehr einige Multi-kulti-Seilschaf-
ten mit Steuergeldern zu versor-
gen.

Je mehr ausländische 
Professoren, desto besser?

Glosse zum 150-Jahre-Jubiläum der ETH Zürich
Dieses Jahr feierte die ETH Zürich
ihr 150-Jahre-Gründungsjubiläum,
an sich ein Anlass, um auf eine
beispiellose Erfolgsgeschichte zu-
rückzublicken. Leider trübt aber
der in der Schweiz heute übliche
Geist der eidgenössischen Miesma-
cherei den vorurteilsfreien Blick
auf diese Geschichte. Von den
Dreissigerjahren bis in die Nach-
kriegszeit der Sechziger wurde der
Lehrkörper der ETH nämlich im-
mer «nationaler», das heisst der
Anteil der Professoren ausländi-
scher Nationalität sank bis auf un-
ter 10 Prozent ab. Ausgerechnet in
dieser Zeit fand die Hochschule
aber den Anschluss an die  Spitzen-
forschung und nahm ihr Ansehen
als auch international angesehene
Forschungstätte mit vielen Nobel-
preisträgern zu! Das passt nun ge-
wissen Kommentatoren, für wel-
che die Gleichung «je mehr Inter-
nationalität beziehungsweise je
mehr Ausländer desto besser» gilt,
überhaupt nicht! So nennt der
Zürcher Tages-Anzeiger den Be-
fund zum Beispiel «paradox». Was
nicht sein darf, ist auch nicht!
Leider ist das ein Ausdruck des
kollektiven Minderwertigkeitsge-
fühls und der Selbsterniedrigung,
unter welchen die zeitgenössische

Schweiz leidet. Heute beträgt der
entsprechende Anteil wieder 60
Prozent. Das Heil wird aber nicht
etwa in der Rückbesinnung auf die
eigenen Kräfte gesucht, sondern
trotz des stark gewachsenen An-
teils ausländischer Professoren im
Import von noch mehr solchen
Dozenten!
Gelingt es uns nicht, uns aus die-
sem Teufelskreis zu befreien und
zu einem neuen nationalen Selbst-
bewusstsein zurückzufinden, wird
es mit der Schweiz leider weiter
abwärts gehen, und das nicht nur
in Wissenschaft und Forschung!

Dr. med. Jean-Jacques Hegg,
e. Nationalrat

Mediale Inquisition

Bernhard Hess,
Nationalrat
und
SD-Zentral-
sekretär, Bern
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Wie sicher ist unser Geld?
Merke: «Gold repräsentiert immer
noch die höchste Zahlungsform
der Welt. Papiergeld wird im
Extremfall von niemandem ent-
gegengenommen, Gold dagegen
wird immer angenommen.»

Alan Greenspan, Präsident
der US-Notenbank

Diese Aussage macht stutzig ange-
sichts des Verkaufs der Hälfte der
Goldreserven der Schweizerischen
Nationalbank, da man  sie zur Absi-
cherung der Währung angeblich
nicht mehr benötige. Dies nicht
zuletzt auf Druck des IWF (Inter-
nationaler Währungsfonds). An
deren Stelle liegen Milliarden von
Papier-Dollars in den Kellern der
Nationalbank. Bedrucktes Papier,
das keinen realen Wert darstellt, da
die USA keine Staatsgarantie auf
dieses private Geld geben. Es ba-
siert nur auf dem Prinzip «Hoff-
nung und Vertrauen» in die Konti-
nuität der US-Wirtschaft und die
Ehrlichkeit der amerikanischen,
privaten Notenbank der Rockefel-
ler und Rothschild. Dieses Vertrau-
en ist naiv angesichts der Tatsache,
dass wir den Wertezerfall des Pa-
pierdollars seit über 30 Jahren
beobachten können.  Ein Werte-
zerfall, der seit der Ära Bush II ein
Tempo angenommen hat, von dem
Hervé Gaymard, der französische
Finanzminister, kürzlich sagte:
«Geht die Talfahrt weiter so, steu-
ert die Welt auf eine ökonomische
Katastrophe zu.»

Zum Mechanismus ist folgendes zu
sagen:
Die Staaten der Welt nehmen das
US-Geld, das die Amerikaner für
die Importware bezahlen, und lei-
hen es den Vereinigten Staaten
zurück. Etwa indem sie US-Staats-
anleihen kaufen. So finanzieren
sie den US-Konsumboom. In den
USA selber fehlt dafür das Geld.
Die Sparquote ist mit 0,2 Prozent
niedrig.
Lange Zeit störte sich niemand an
dieser Spirale, weil sie für alle Vor-
teile zu haben schien. Die  Ameri-
kaner konnten konsumieren,
während die Handelspartner tüch-
tig exportierten. Inzwischen hat
das Ganze ungesunde Ausmasse
erreicht. Allein in den asiatischen
Zentralbanken haben sich Dollar-
bestände in der Höhe von 1800
Milliarden angehäuft. Um den
Amerikanern ihren Konsum zu
finanzieren, muss die Welt fast
zwei Milliarden in die USA hin-
einpumpen – täglich. Allein in den
letzten zweieinhalb Jahren ist die
Gesamtverschuldung der Vereinig-
ten Staaten um 1000 Milliarden

gestiegen. Insgesamt steht Uncle
Sam  im Moment mit über 3000
Milliarden Dollar bei der Welt in
der Kreide. Jede Firma wäre bei ei-
ner solch hohen Verschuldung ein
Sanierungsfall.

Gibt es Warnungen?
Wer aufmerksam die Presse ver-
folgt, braucht bloss einige Titel der
letzten Monate in Erinnerung zu
rufen, um die Dramatik der Situa-
tion zu erkennen. Einige Beispiele:

Nationalbanken: Grosse Verluste
wegen Dollarschwund –
Dollarschwäche: Oel nur noch ge-
gen Gold
Red. Zeit-Fragen vom 2.2.2004

Die USA leben von allen andern –
das höchst verschuldete Land der
Welt.
Richard Anderegg, Washington, in
Schweizerzeit vom 6.2.2004

Die USA steuern mit Volldampf in
den Ruin –
Asien spart und finanziert das
Defizit der USA
Meinrad Ballmer im Tages-Anzei-
ger vom 1.10.2004

Der US-Dollar im freien Fall
Hans Peter Arnold in BeZ. Vom
18.11.2004

Ist der Dollar bald nur noch Ge-
schichte?
Red. NZZ am Sonntag vom
12.12.2004 – basierend auf einem
Artikel im Economist

Gutes Wachstum – viele Risiken –
Ein ungewohnter Pessimismus
der amerikanischen Wirtschafts-
experten in Davos
Walter Meier in der NZZ am Sonn-
tag vom 30.1.2005-02-15

Zeitbombe Dollar
Die Dollarschwäche nimmt be-
denkliche Ausmasse an. Die Angst
vor einer globalen Währungs- und
Wirtschaftskrise wächst. Kippt
2005 die Weltkonjunktur?
Erik Nolmans und Stefan Lüscher
in Bilanz 1/2005
Es ist eigentlich recht erstaunlich,
dass in dieser Situation dem
Schweizervolk keinerlei Warnun-
gen zukommen – weder von politi-
scher noch wirtschaftlicher Seite,
dass
– Verschuldung ein existentiell ge-

fährdender Zustand ist – sowohl
privat wie auch von der öffentli-
chen Hand;

– nur reale Werte wie Wohnungen,
Liegenschaften, Land, langlebige
Gebrauchsgüter und eben Gold

(sei es in Form von Münzen oder
Barren) eine echte Sicherung in
einer Währungs- und Wirt-
schaftskrise bedeuten.

Dagegen wird in unverantwortba-
rer Art Konsum-Wachstum gepre-
digt, das unter verschiedenen
Titeln problematisch ist. Die Be-
gründung für diese Haltung –
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit –
ist ein Schattenboxen, solange
gleichzeitig der Zustrom von aus-
ländischen Arbeitskräften generell
nicht nur geduldet, sondern sogar
gefördert wird.

Eine kleine Lektion zum 
Thema «Geld»
Geld ist ein legalisiertes Tausch-
mittel, welches auch zur Aufbe-
wahrung von Werten  benutzt wer-
den kann. Die Ausgabe von Geld ist
deshalb von jeher ein staatliches
Privileg, das nur durch die USA mit
der Gründung der privaten FED zu
Beginn des 20. Jahrhunderts
durchbrochen wurde. Die als Geld
umlaufenden Gold-, Silber- und
Kupfer-Münzen  waren vom jewei-
ligen Staat bezüglich Reinheit und
damit Wert garantiert.
Der Staat musste aber, um Geld
ausgeben zu können, das entspre-
chende Edelmetall auch besitzen,
um die Münzen prägen zu können.
Damit war garantiert, dass der
Staat nur soviel Geld ausgeben
konnte wie er wirklich Edelmetall
besass. Das zwang die Inhaber der
Staatsgewalt zur monetären, resp.
Haushalt-Disziplin. Bis zum Ers-
ten Weltkrieg war die «Goldum-
laufwährung» noch das übliche. 
Nun hat jede Goldumlaufwährung
den Nachteil (?), dass Gold nicht so
leicht vermehrbar ist. Wenn also
die Wirtschaft wächst, kann das
vorhandene oder eben nicht vor-
handene Gold eine Bremswirkung
ausüben. Deshalb gingen viele
Staaten zu einer indirekten Gold-
währung über. Sie hatten einen be-
stimmten Goldvorrat und gaben
auf seiner Basis staatliche Zentral-
banknoten aus. Diese sind leichter
zu handhaben und ihr Wert beruh-
te auf der Tatsache, dass sie jeder-
zeit gegen Gold oder Silber umge-

tauscht werden konnten (Gold-
kernwährung). 
Da immer nur wenige Geldschein-
Inhaber den Umtausch vornehmen
wollten, konnten die Staaten viel
mehr  Notengeld ausgeben, als sie
tatsächlich an Edelmetall besas-
sen. In der Regel betrug das
tatsächlich vorhandene Edelmetall
nur noch höchstens 10 Prozent der
Geldscheinmenge, welche im Um-
lauf war.
Das System funktionierte weltweit,
weil Länder ohne einen eigenen
Goldschatz einen festen Tausch-
wert zu Goldkernwährungen ga-
rantierten. Damit hatte der Be-
sitzer des Papiergeldes stets die
Garantie, über einen doppelten
Umtausch einen realen Wert ein-
fordern zu können. 

Ein labiles System wird
geschaffen
1913 wurde in den USA das Federal
Reserve System ins Leben gerufen.
Gegen die Verfassung wurde von
der Grossfinanz unter Führung der
Rothschild und Rockefeller eine
private Zentralbank durchgesetzt,
welche nun privates Geld – green
back – ausgeben konnte. Anfäng-
lich übernahm die amerikanische
Zentralregierung dafür noch die
Werte-Garantie. In dieser privaten
Bank wurden nach dem Ersten
Weltkrieg die Goldreserven der
Welt zusammengekauft, sodass
verschiedene Währungen den
Goldstandard nicht mehr halten
konnten und zusammenbrachen =
erste Weltwirtschaftskrise.
Gegen Ende des Zweiten Weltkrie-
ges wurde dann mit den Verträgen
von Bretton Woods eine neue
Goldkernwährung mit dem Dollar
beschlossen. Im Vorfeld hatten
sich die USA die Rüstungsgüter
mit Gold bezahlen lassen, sodass in
jenem Moment rund 30’000 Ton-
nen Gold in den USA lagen, mehr
als in der übrigen Welt vorhanden
war.  Da nun der Dollar für die mei-
sten Länder zur Hauptwährungs-
reserve geworden war, kam es zur
Dollarherrschaft.
1971 kündigte US-Präsident Nixon
die Einlösungspflicht des Dollars
und zugleich die Haftung des Staa-
tes für den Dollar.
Seitdem sind die Dollarnoten we-
der real durch Gold noch durch
Staatshaftung gedeckt; also eine
freie private Währung der Federal
Reserve Bank (FED). 
Damit sind wir da angelangt, wo
das Geld nur noch durch das Prin-
zip «Glauben und Hoffnung» ge-
stützt wird. Tatsächlich hat sich die
Gütermenge der Welt in den letz-
ten 30 Jahren vervierfacht, die



politischen Exponenten und die ei-
genen Beobachtungen vermerkt.
Dazu besorgt euch etwa alle drei
Jahre das Statistische Jahrbuch
der Schweiz und vergleicht das
einschlägige Zahlenmaterial mit
den herumgebotenen Aussagen. 
So schafft ihr euch die Grundlage
zur eigenen, freien Meinungsbil-
dung!

Die internationale Manipulation
ist noch schlimmer!

In seinem Buch «Verdeckte Ziele»
schreibt der bekannte australische
Journalist John Pilger u.a.: «dass
die reichen Staaten und die multi-
nationalen Konzerne, angeführt
von den Vereinigten Staaten, die
Welt ausbeuten und unterdrücken,
geschützt durch eine weit reichen-
de, weltweite Gleichschaltung der
Medien.»
Und weiter: «90 Prozent der Pres-
senachrichten aus aller Welt und
der aktuellen politischen Bericht-
erstattung gehen auf einen immer
kleiner werdenden Kreis immer
reicherer und immer mächtigerer
Informationsquellen zurück.»
Der wahre Zustand der Welt wird
verschleiert; mit dem Schlagwort
«Globalisierung» wird via Struk-
turanpassungsprogrammen, hin-
ter denen Weltbank, Internationa-
ler Währungsfonds und das US-Fi-
nanzministerium stehen, eine
ungeheuerliche Umverteilung der
Reichtümer dieser Welt organi-
siert. Seit den 80er-Jahren sind
mehr als 90 Staaten de facto rui-
niert worden. 
Dank der Manipulation der Medien
merken die Einwohner der Indu-
striestaaten nicht, dass nicht eine
«Deregulation» sondern eine «De-
struktion» praktiziert wird. 
Was sich auch in Europa abspielt,

ist die Enteignung der Staaten
durch Grosskonzerne (Privatisie-
rung von Elektrizitätsversorgung,
Gesundheitswesen, Wasserversor-
gung, Post und Fernmeldedienste
usw.) und die Aushöhlung von tra-
ditionellen Werten wie Familien-
strukturen, bäuerliche Landwirt-
schaft, Selbstversorgung, Solida-
rität und Gerechtigkeit, religiöse
Bindungen, Subsidiarität und Ba-
sisdemokratie, Heimatbewusstsein
usw. usf. Das alles passiert hinter
der Fassade von Fortschritt,
Weltoffenheit und Modernität.

Meine Empfehlung an die junge
Generation: Lasst euch nicht
durch die Unterhaltungsindustrie
und die Spass-Gesellschaft verein-
nahmen. Engagiert euch in politi-
schen Organisationen und studiert
Bücher wie z.B. 
– John Pilger, Verdeckte Ziele.

Über den modernen Imperialis-
mus

– Seymour M. Hersh, Die Befehls-
kette

– Ferdinand Lips, Die Goldver-
schwörung

und andere politische und gesell-
schaftspolitische Analysen.
Solche Bücher sind keine Belletris-
tik, aber spannend wie gute Kri-
mis. 
Sie liefern euch Informationen für
ein zielgerichtetes Verhalten im
privaten und öffentlichen Leben.
Seid euch bewusst, dass die Frei-
heit immer neu erkämpft werden
muss und dass die demokratische
Staatsform anspruchsvoll und also
nichts für Faulenzer ist. 
Eine funktionierende, selbstbe-
wusste Gesellschaft mit einem
hohen ethisch-moralischen Stan-
dard als Lohn ist den Schweiss der
Edelsten wert! Und zu diesen sollt
ihr euch zählen dürfen!
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Ein Appell an die Jugendlichen:
Lasst euch nicht manipulieren!

Wer das politische Geschehen län-
gere Zeit beobachtet, dem wird
Angst und Bange ob der Tatsache,
wie erfolgreich die «da oben» das
Volk manipulieren. 
Da werden z.B. vor einer umstrit-
tenen Abstimmung
– schöne, wohlklingende Verspre-

chen gemacht;
– befürchtete Entwicklungen als

unmöglich disqualifiziert;
– Bedenken aller Art als unbegrün-

det abgetan;
– Emotionen, insbesondere Angst,

gepeitscht,
bis der Stimmbürger kaum noch
weiss, wo ihm der Kopf steht.
Und dann kommt der Volksent-
scheid! 
Dieser wird als gut, klug und weit-
sichtig vom Vertreter des Bundes-
rates gelobt (wehe, wenn ein
Bundesrat dieses Spielchen nicht
mitmacht!), sofern er der bundes-
rätlichen Absicht entspricht. 
Oder aber, das Volk war zu wenig
informiert, von den Gegnern der
Vorlage getäuscht oder emotional

verblendet, wenn der Entscheid
den Intentionen der «Oberen» zu-
widerläuft.
Und dann geht man zur Tagesord-
nung über – und versucht klamm-
heimlich, das gewünschte Resultat
auf irgendeinem Weg doch noch zu
erreichen.
Und es ergiesst sich ein Strom von
Nachrichten über das Volk: Be-
langlosigkeiten, bunt gemischt mit
ernstesten Abhandlungen, Sport-
nachrichten, Klatsch und Kata-
strophen-Meldungen aus aller
Welt. Und unter dieser Flut gera-
ten die  seinerzeitigen Aussagen
rasch in Vergessenheit. Wie die
Entwicklung auch immer läuft,
nach dem Motto der alten Römer
«Panem et circenses» – «Brot und
Spiele» wird das Volk bei Laune ge-
halten. 
Und wenn die nächste bedeutungs-
volle Vorlage zur Abstimmung
kommt, sind die früheren Verspre-
chungen und Erklärungen längst
vergessen. Und wieder werden
frisch-fröhlich Behauptungen auf-
gestellt, Erklärungen abgegeben,
Tatsachen verdreht und man zählt
auf das berühmte, kurze Gedächt-
nis des Volkes. Leider sehr oft mit
Erfolg.
So geschieht es im eigenen Land.
Mein Rat: Legt euch eine einfache
Kartei an (sei es im PC oder als
Kärtchen-Kartei), in welche ihr
die wesentlichsten Aussagen der

Valentin J.
Oehen-
Christen,
e. Nationalrat,
Köniz

Scharf beobachtet
Die monatliche Kolumne von e. Nationalrat Valentin J. Oehen

Geldmenge jedoch vervierzigfacht.
Und das bedeutet nichts anderes als
Inflation. (An dieser Stelle soll sich
jedermann überlegen, wie viel sei-
ne Ersparnisse innert dieser 30 Jah-
re an Kaufkraft verloren haben.)

Der heutige Zustand

Heute hat keine Währung der Welt
noch irgend eine reale Wertgrund-
lage. Das Papiergeld wird gerade
von der FED hemmungslos neu
gedruckt und durch die ständige
Vermehrung entwertet. 
Dass die Leute immer noch glau-
ben, das Geldpapier habe einen
festen Wert, liegt an der geschick-
ten Manipulation der Devisenkur-
se. Diese Kurse werden von den
gleichen Gruppen manipuliert, die
auch die Geldmenge hemmungslos
vermehren.

Praktisch hat das von der US-
Grossfinanz gesteuerte und ihnen
gehörende private Federal-Reser-
ve-System Welt-Geld – Bedeutung
erlangt.  Mehr als 75 Prozent aller
Geldquantitäten sind Dollars.
Die US-Grossfinanz hat auch die
von ihr kontrollierten Rohstoff-
märkte gezwungen, nur in Dollars
zu verkaufen. Wer sein Öl nicht ge-
gen wertlose Dollars, sondern z.B.
gegen Euro verkaufen will oder gar
Gold als Zahlungsmittel verlangt,
sieht sich plötzlich zum Terroris-
ten deklariert und tut gut daran,
sich auf sein Ende vorzubereiten.
(Saddam Hussein und neuerdings
Mohamed Mahathir, der den Sau-
dis empfiehlt, Öl nur noch gegen
Gold zu verkaufen.) 
Die Zentralbanken der meisten
Länder werden gezwungen, die
Dollars als Währungsreserve anzu-

nehmen. So beruht der Euro heute
zu über 90 Prozent auf wertlosen,
nur durch die Macht und den Wil-
len der US-Grossfinanz gehaltenen
Papierdollars.
Das gilt auch für die Schweizeri-
sche Nationalbank; womit wir auf
das Geheimnis gestossen sind, wie-
so die Hälfte unserer Goldreserven
angeblich nicht mehr nötig sein
sollen, obwohl unsere Wirtschaft
und damit der Geldbedarf in den
letzten 40 Jahren gewaltig zuge-
nommen hat. Das Gold der Welt
hat  sich wie vor der ersten Welt-
wirtschaftskrise wieder bei den Ei-
gentümern der FED konzentriert.
Ein neuer Goldstandard könnte
praktisch nur nach deren Willen
und unter ihrem Diktat wieder ein-
geführt werden. Und sie selbst wer-
den ein neues Jahrhundertgeschäft
machen.

Wir stehen heute vor der Tatsache,
dass die US-Grossfinanz und der
Staat die ganze Welt mit Hilfe 
der wertlosen Dollarscheine aus-
powern können. 

Die Empfehlung eines Fachmannes:

Richard Russell, der Herausgeber
des «Börsenbrief», antwortete auf
die Frage nach der besten Geldan-
lage in einer Krise:
«Die beiden besten Anlagen sind
zwei Dinge, welche die Menschen
nicht haben: Bargeld und Gold.
Gold ist und war immer das beste
Geld in der 5000-jährigen Ge-
schichte der Menschheit. Man
konnte damit die Notwendigkeiten
des Lebens kaufen. Gold ist diame-
tral entgegengesetzt zu Papier.»

Hans Spitz, Köniz



In der Zeitschrift TOPIC, Ausgabe
November 2004, stand folgende
fiktive Geschichte geschrieben:
Es ist neun Uhr morgens. An der
Tür der TOPIC-Redaktion klingelt
es. Der Redaktionsleiter S. öffnet.
Vor ihm stehen zwei Polizisten. Ei-
ner hält ein Papier in der Hand und
sagt: «Herr S. Sie sind verhaftet.
Hier ist der Europäische Haftbe-
fehl dazu. Bitte packen Sie ein paar
Sachen zusammen und kommen
Sie mit.» S. ist völlig perplex und
fragt: «Was habe ich denn verbro-
chen? Ich bin noch nie mit dem
Gesetz in Konflikt geraten.» Der
Beamte tippt auf das Papier und er-
widert: «Sie sind in Paris von einer
Justizbehörde wegen Rassismus
und Fremdenfeindlichkeit ange-
klagt worden. Mehr kann ich Ihnen
auch nicht sagen». Der deutsche
Haftrichter kann später auch
nichts Näheres zu den Umständen
sagen, ausser: «Es tut mir leid,
aber keine deutsche Behörde kann
mehr etwas für Sie tun. Viel Glück
in Frankreich.»
In Paris angekommen, wird S. in
eines der berüchtigsten Gefängnis-
se Frankreichs gesteckt, zusam-
men mit Schwerverbrechern
ausländischer Herkunft. Dann er-
scheinen französische Justizbeam-
te mit einem Dolmetscher und
klären S. auf, warum er in Paris in
Haft sitzt. Er habe in seinem Pres-
seorgan «TOPIC» mehrfach gegen
die Freimaurer gehetzt. Zuletzt in
der Ausgabe November 2004 im
Artikel zum Fall Buttiglione. So et-
was sei in Frankreich strafbar und
eine Loge habe ihn verklagt. Dar-
auf erklärte S., dass dies in
Deutschland unter die freie Mei-
nungsäusserung falle und er die
Bestimmungen des deutschen
Pressegesetzes exakt eingehalten
habe. «Das mag sein», sagt der
französische Untersuchungsrich-
ter, «doch bei uns gelten andere
Gesetze.» «Aber die kann ich doch
gar nicht kennen», erwidert S.
«Ihr Problem», entgegnet der
Richter achselzuckend, «warten
Sie Ihre Verhandlung ab.»

Neue Rechtsgrundlage
Dieser konstruierte Fall ist leider
gar nicht so konstruiert, wie es
scheint. Seit August 2004 ist näm-
lich in Deutschland der Europäi-
sche Haftbefehl (EHB) gültig, der
im gesamten Europa eine neue
Rechtsgrundlage schafft. Dieser
EHB dient der «Schaffung eines
Raumes der Freiheit, der Sicher-
heit und des Rechts» in der EU. Da-
mit sollte die justizielle Zusam-

menarbeit bei Zivil- und Straf-
sachen verbessert werden. Hinter-
grund war der Umstand, dass eine
schnelle Strafverfolgung in der EU
bisher nicht möglich war. Künftig
werden Personen, die einer
Straftat verdächtigt werden und
sich im europäischen Ausland auf-
halten, einfach dem anklagenden
EU-Land «überstellt». Die EU-
Staaten haben sich auf einen Kata-
log von 32 Straftaten geeinigt.
Darunter sind «Terrorismus»,
«Vergewaltigung», «Beteiligung
an einer kriminellen Vereinigung»,
«Umweltkriminalität» und «Ras-
sismus und Fremdenfeindlich-
keit». Nach der Einführung des
EHB im August 2004 kann jeder
EU-Bürger auch ausserhalb seines
Heimatlandes angeklagt werden.
Selbst dann, wenn die Tat in sei-
nem Heimatland keine Straftat ist,
aber im europäischen Ausland so
gewertet wird. Das Grundgesetz
scheint gegenüber europäischen
Übereinkünften zurückstehen zu
müssen, besonders dann, wenn es
gilt, damit den Terrorismus besser
bekämpfen zu können, was man
sich durch den EHB erhofft. In vie-
len Ländern gilt das Prinzip des
«natürlichen Richters». Wer ange-
klagt ist, dessen Verfahren wird
entweder vor dem Gericht verhan-
delt, das für seinen Wohnort zu-
ständig ist, oder vor dem Gericht,
in dessen Bezirk eine Straftat ver-
übt wurde. Somit gibt es immer ei-
ne «natürliche» Nähe zwischen Tat
und Täter. Diese «natürliche»
Nähe ist oft wichtig bei der Ermitt-
lung der Wahrheit, z.B. wenn Tat-
orte von Gerichten in Augenschein
genommen werden müssen oder
sich plötzlich noch Zeugen mel-
den. Auch die örtliche Presse spielt
eine nicht unbedeutende Rolle. In
der Gerichts-Berichterstattung
müssen Richter stets damit rech-
nen, dass ihre Leistungen öffent-
lich bewertet werden, was sie im-
mer wieder zu einer qualifizierten
Rechtsprechung anspornt.
Dieses Prinzip des «natürlichen
Richters», das in gewisser Weise ei-
nen fairen Prozess garantiert, wird
durch den EHB völlig umgestos-
sen. Wer wegen einer Anklage ins
ferne Ausland abtransportiert wird,
kann nicht mehr damit rechnen,
dass sich eine öffentliche Meinung
hinter ihn stellt, kann nicht mehr
davon ausgehen, dass sich eventu-
ell noch Zeugen melden, kann
auch nicht darauf hoffen, dass sich
Richter bei der Wahrheitsfindung
Mühe geben, da sie sonst in der öf-
fentlichen Kritik stehen.
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Andere Zwecke

Ausgehend von dieser Analyse
kann der Verdacht aufkommen,
dass der EHB sich eher als Instru-
ment dazu eignet, missliebige EU-
Bürger geräuschlos aus dem Ver-
kehr zu ziehen, und sie in den Wei-
ten europäischer Gerichtsbarkeit
verschwinden zu lassen. Ob der
EHB ausschliesslich für eine effek-
tivere Bekämpfung des Terroris-
mus verwendet wird, muss sich
erst zeigen. Schon öfters wurden
Massnahmen zur Terrorabwehr
plötzlich für andere Zwecke ver-
wendet. In Bezug auf den EHB
werden Befürchtungen dadurch
genährt, dass der EHB auch die Be-
schlagnahme von Gütern des An-
geklagten vorsieht. Hierdurch
eröffnet sich die Möglichkeit, den
vermeintlich Schuldigen nicht nur
ins ferne Ausland zu einem Prozess
zu verschleppen, sondern ihn
durch Einzug oder Blockierung
seines Vermögens daran zu hin-
dern, seine Verteidigung von zu
Hause aus zu organisieren und zu
bezahlen.
In einem Artikel führt der italieni-
sche Jurist und ehemalige Richter
Dr. Carlo Alberto Agnoli aus, dass
mit dem Vorwurf von Rassismus
und Fremdenfeindlichkeit, der
zum 32-Punkte-Katalog des EHB
gehört und sofort zur Auslieferung
führt, praktisch jeder ganz leicht
beschuldigt werden kann. Beson-
ders für Christen könnte der EHB
bald zu einem Fallstrick werden.
Ab sofort wird es ein Leichtes sein,
Christen auf europäischer Ebene
wegen einer kritischen Haltung zu
anderen Religionen oder sexuellen
Verhaltensweisen anzuklagen. Da-
zu reicht schon ein scharf formu-

lierter Artikel im Internet, der in
Deutschland noch unter die Mei-
nungsfreiheit fallen mag, andern-
orts aber alle Voraussetzungen für
eine Anklage erfüllt. Agnoli nennt
das Verbrechen des Rassismus und
der Fremdenfeindlichkeit, das
auch die Diskriminierung auf-
grund von Überzeugungen ein-
schliesse, das «Superverbrechen».
Jeder Mensch habe dieses Verbre-
chen mit Sicherheit unzählige
Male in seinem Leben begangen.
Es ist das Verbrechen des Denkens!
Agnoli schreibt dazu: «Wer auch
immer ein wenig juristische, phi-
losophische, historische Bildung
besitzt, weiss, dass die Grundlage
jedes modernen Totalitarismus ge-
nau in der Kriminalisierung, so-
weit wie möglich, sämtlicher Un-
tertanen besteht. Wenn alle schul-
dig sind, können sie alle verurteilt
werden. Wenn alle verurteilt wer-
den können, lässt sich jeder Dissi-
dent (Andersdenkender) in jedem
beliebigen Augenblick zermal-
men.»
Warum diese Geschichte? Mit der
Annahme des Dossiers «Schen-
gen» müsste die Schweiz das
Schengener Acquis übernehmen
sowie das ganze (heute noch unbe-
kannte) Folgerecht. Da hinein
gehört auch der Europäische Haft-
befehl. Denken – ein Verbrechen?
Andersdenkende – Verbrecher?

Wollen wir das? Sicher nicht! Des-
halb unterschreiben Sie das Refe-
rendum «Nein zu Schengen», da-
mit wir – die Bürgerinnen und
Bürger – abstimmen können, ob
wir uns tatsächlich freiwillig in die
Willkür begeben wollen.

Anita R. Nideröst, Zürich

Der Europäische Haftbefehl
Was die Schweizer nach einem «Schengen-Beitritt» erwartet

Die Wahrheit
über Schengen/Dublin

Wenn das Schweizervolk am 5. Ju-
ni 2005 über Schengen/Dublin ab-
stimmt (ein Abkommen der Bilate-
ralen II zwischen der Schweiz und
der EU) rütteln wir ganz gewaltig
an den Fundamenten der Schweiz.
Und bevor man überhaupt über
Schengen/Dublin reden dürfte,
sollte man doch wirklich zuerst
über grundsätzliche Punkte, die
die Schweiz betreffen, diskutieren,
ja heftig debattieren. Denn es geht
für unser Land um sehr viel. Das
schnelle Vorgehen des Bundesra-

tes, des Parlamentes, der Parteien,
der Kommissionen, von gewissen
Verbänden der Wirtschaft mit dem
Dach Economiesuisse (also den
Befürwortern) ist sehr verdächtig
und gegenüber unserem Land und
unserem Volk mehr als unver-
ständlich, ja sogar verwerflich. Die
Schweizer Grenzen zu öffnen ist
ein Entscheid von grösster Trag-
weite und darf unter keinen Um-
ständen über den bilateralen Weg
entschieden werden. Sollten die
Grenzen via Schengen/Dublin
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Antisemitismus und SchIümpfe
Ein englisches Boulevard-Magazin outet die bemützten Comicfiguren

Nicht nur Mel Gibsons neuer Film
«The Passion» wird von jüdischen
Organisationen als antisemitisch
bezeichnet. Vor amerikanischen
Kinos mit Transparenten aufzu-
warten und friedliche Besucher
politisch zu kategorisieren, scheint
nicht nur hierzulande im Trend zu
liegen.
So sollen dem Vernehmen nach
nun auch die Schlümpfe, die als
Zeichentrickserie oftmals Eingang
in viele Kinderzimmer gefunden
haben, judenfeindliche und rassi-
stische Tendenzen aufweisen.
Die Vertreter dieser Behauptungen
führen dabei einige Argumente ins
Treffen: Beispielsweise sei erwähnt,
dass Schlumpffänger Gargamel
den Judendarstellungen der Na-
tionalsozialisten sehr ähnlich er-
scheint. Schmutzige Kleidung, Ha-
kennase, fettiges Haar und Buckel.
Des Weiteren entspringt auch sein
Name der jüdischen Kultur. Die
Schlümpfe hingegen werden als
Versinnbildlichung der Deutschen
und damit auch der Germanen
dargestellt. Als einziges Mitglied
unter braven, anständigen und
pflichtbewussten Männern weilt
eine einzige Frau. Schlumpfine,
hübsch, blond, blau-äugig. Ge-
schlechtsakte sind selbstverständ-
lich ausgeschlossen. Der Komplize
Gargamels, der Kater Azrael, des-
sen Name der jüdischen Mytholo-
gie entspringt, will den Untergang
einer «schlauen» Minderheit mit
allen Mitteln zu Wege bringen.
Schliesslich sind die beiden ja auch
die Feinde der «Blauen» und wol-
len deren Rasse auslöschen! Weiter
sollte auch erwähnt werden, dass

der Name Azrael für den jüdi-
schen Todesengel steht, der den
Körper von der Seele trennt.
Wesentlich interessanter ist aber
die Tatsache, dass auch der Ku-
Klux-Klan ins Spiel gebracht wird.
So soll der Erfinder der Schlümpfe,
Pierre Culliford, Kontakte zum
Klan gepflegt haben… Die weissen
Mützen sind der Einstieg in diese
Theorie. Komplettiert wird die
Idee durch die rote Haube des «Pa-
pa-Schlumpf», des Anführers der
Schlümpfe. Immer wenn es was zu
besprechen gibt, versammelt sich
das Schlumpf-Dorf am Lagerfeuer.
Eigentlich ein abendländisches
Ritual. Beim Ku-Klux-Klan aller-
dings mit Kreuzen. 
An diesen Ausführungen kann man
wieder feststellen, dass die Anti-
semitismus-Keule in letzter Zeit
wieder heftigst geschwungen wird.
Nicht alle Publikationen ohne mo-
saische Bezüge haben einen anti-
semitischen Hintergrund.
Wolle man den Antisemitismus in-
tellektuell begründen, so ist auch
eine sachliche Herangehensweise
angebracht.

geöffnet werden, wird das für unser
Land in verschiedenster Hinsicht
negative Folgen haben. Auch ist es
der erste Schritt in die EU, ansch-
liessend folgen in weiteren Schrit-
ten die Zoll- und die Währungs-
Union und dann wird er nicht
mehr abzuwenden sein, der Bei-
tritt zur EU. 
Dann ist es für eine Debatte zu
spät. Eine Debatte muss tiefgrei-
fend und gründlich vor dem ersten
Schritt der Öffnung – nämlich
Schengen/Dublin – erfolgen und
muss eine Grundsatz-Debatte sein,
Schweiz wohin, wie und wann wo-
hin. Denn es gibt nach dem ersten
Schritt kein Zurück mehr – den-
ken Sie nur an die bereits getätig-

ten finanziellen, organisatorischen
und administrativen Veränderun-
gen – denn dann folgen unweiger-
lich die nächsten Schritte.
Die Schweiz hätte bis im Dezember
2004  die Möglichkeit gehabt, ein
SchengenLight zu bekommen. Die
EU wäre ohne irgendwelche Aufla-
gen einverstanden gewesen. Im Ja-
nuar 2001 hat der Bundesrat durch
Herrn Deiss der EU mitgeteilt, dass
die Schweiz Schengen/ Dublin
übernehmen möchte. Die EU hat
sich selbst gewundert, dass die
Schweiz diesen Wunsch geäussert
hat, denn im Jahr 1999 hat der
gleiche Bundesrat der EU zu ver-
stehen gegeben, dass aus Souverä-
nitäts-Gründen die Schweiz dem
Abkommen Schengen/Dublin
nicht beitreten könne. Und trotz-

dem hat der Bundesrat im Dezem-
ber 2004 in Brüssel alle Vereinba-
rungen ratifiziert, dies ohne Volks-
debatten, sondern über den Weg
der Bilateralen II. Für dieses Vorge-
hen darf es keine Entschuldigung
geben, weil das Volk bilateralen
Vereinbarungen zugestimmt hat.
Die EU mit dem heutigen Konzept
und mit dem bisherigen und
zukünftigen Vorgehen wird viele
Unfälle erleiden, warum sollten
unser Volk und unser Land auch
hineingezogen werden?
Auch ist unser Land für Schritte,
die in Richtung EU führen, nicht
vorbereitet. Es ist unbegreiflich,
dass in unserem Land nichts Ent-
scheidendes passiert, denn bei ei-
ner Annahme von Schengen/Dub-
lin werden für unser Land unwei-

gerlich in verschiedenster Hin-
sicht schwere Zeiten anbrechen.
Darum sollte man endlich dem
Volk die umfassende Wahrheit sa-
gen. Es braucht eine detaillierte
Offenlegung des gesamten Inhaltes
des Abkommens Schengen/Dublin.
Auch muss dem Schweizervolk
genügend Zeit für Debatten einge-
räumt werden.
Die nächsten Beiträge befassen
sich mit: Was geschieht, wenn
Schengen/Dublin abgelehnt wird?
Die Informations-Systeme SIS und
Eurodac, Kosten-Problematik, Si-
cherheit und viele andere Themen-
kreise im Zusammenhang mit
Schengen/Dublin.

Albertino Pierino Steiner,
Wirtschafts- und Politberater

Vor 60 Jahren wurden
Schweizer Städte bombardiert

Gegen Ende des Zweiten Welt-
kriegs, im Februar und März 1945,
bombardierten die USA verschiede-
ne Schweizer Städte und Ortschaf-
ten. Ob sich die Bomben verirrten
oder gezielt abgeworfen wurden,
wurde nie geklärt.

Während des Zweiten Weltkriegs
wurden in der Schweiz 7379 Flie-
geralarme ausgelöst und vor allem
über den Grenzkantonen 70 Mal
Bomben abgeworfen. 84 Personen
kamen ums Leben, Hunderte wur-
den verletzt. Die Sachschäden be-
liefen sich auf 65 Millionen Fran-
ken.
Die folgenschwerste Bombardie-
rung war jene von Schaffhausen:
Am 1. April 1944 lud die US-Luft-
waffe 371 Bomben über der Stadt
ab und löste 65 Grossbrände aus.
40 Personen starben, 270 wurden
verletzt. US-Präsident Franklin D.
Roosevelt entschuldigte sich um-
gehend.
18 Menschen starben am 22. Fe-
bruar 1945, als Bomben in Stein
am Rhein SH, Vals GR und Rafz ZH
einschlugen. Am 4. März schliess-
lich bombardierten die USA Basel
und Zürich. Um 10.13 Uhr warfen
neun Maschinen ihre Bomben auf
den Basler Güterbahnhof ab.
Getroffen wurde auch ein voll be-
setzter Personenzug, der Basel um
10.10 Uhr Richtung Olten verlas-
sen hatte. Wie durch ein Wunder
kam an diesem Tag in Basel nie-
mand ums Leben. In Zürich dage-
gen gab es Tote.
Um 10.19 Uhr schlugen 50’225-Ki-
logramm-Bomben und 6 Brand-
sätze im Zürcher Milchbuck-Quar-
tier ein. Aus den Trümmern von
zwei völlig zerstörten Häusern

konnten fünf Bewohner nur noch
tot geborgen werden, zehn Perso-
nen wurden schwer verletzt.
Warum Schweizer Ortschaften
bombardiert wurden, wurde nie
geklärt. Die Alliierten sprachen
von Irrtümern. Bei den Bombar-
dierungen vom 22. Februar 1945
gaben sie Navigationsfehler an. Zu
Basel hiess es, die Geschwader hät-
ten den Bahnhof mit jenem von
Freiburg im Breisgau verwechselt.
Die Basler Presse aber war über-
zeugt, dass der Bahnhof bei klarer
Sicht gezielt bombardiert wurde.

Von der Bombardierung am 15.
März 1943 im Norden Zürichs
wurde angenommen, dass sie der
Maschinen- und Waffenfabrik
Oerlikon galt. Und die Stimmen
verstummten nicht, die in den
Bombardierungen Denkzettel
dafür sahen, dass die Schweiz das
Deutsche Reich mit Waffen, Devi-
sen und weiteren Gütern versorgt
hatte.
Bei den militärgerichtlichen Un-
tersuchungen zu den Vorfällen von
Basel und Zürich wurden die Pilo-
ten mangels Beweisen freigespro-
chen.
Auch in Moutier wurde der Bahn-
hof durch die US-Luftwaffe bom-
bardiert. Ich selber (Jg. 1933) fuhr
mit dem Velo von Matzendorf (SO)
nach Moutier und habe die Ver-
wüstung gesehen. Einheimische
Leute erzählten, dass der Bahnhof
wegen den Lieferungen der Dornos
(Kriegsmaterial) nach Deutsch-
land bombardiert worden sei.
Schaffhausen Georg Fischer usw.
waren Navigationsfehler oder Irr-
tümer? 

Angelo Bader, Baden

Fideles Schlumpfleben: Nicht frei
von Vorurteilen und Ausgrenzern?

JSD    -Standpunkt
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Aus dem Berner Stadtrat
Die Stadträte Dieter Beyeler und Lydia Riesen forderten in einer dring-
lichen Motion, die Volksinitiative «200’000 sind genug», unverzüglich
auf Beginn des Jahres 2005 umzusetzen. 
Dies wurde zwar im Rat Ende
Januar 2005 von fast sämtlichen
Fraktionen unterstützt, aber nur
unter der Bedingung, dass die Mo-
tion in ein Postulat umgewandelt
würde. Für die Motion sprach sich
nur die SVP aus. Jedoch wollte sich

keine Fraktion auf
einen genauen Ter-
min festlegen. 
Leider sahen wir
uns gezwungen,
auf die abge-
schwächte Forde-
rung eines Postu-
lats einzugehen,
um sie zu überwei-
sen, andernfalls
wäre die Motion
mit 13 Ja gegenü-
ber 60 Nein abge-
lehnt worden. 

Am 8. Februar 2004
hat die Initiative «200’000 sind ge-
nug» einen beachtlichen Ja-Stim-
menanteil erzielt und ist somit von
einem grossen Mehr von Stimm-
bürgerinnen und Stimmbürgern
klar angenommen worden. 
Ohne Zweifel haben die gemein-
derätlichen Eskapaden der vergan-
genen Legislatur in grossem Um-
fang zu dem Volksentscheid beige-
tragen. Hat doch die Stadtberner
Regierung in der vergangenen Le-
gislatur, in der damaligen Zusam-
mensetzung, praktisch kein Fett-
näpfchen, mit entsprechender
Fehlleistung, ausgelassen. 
Somit darf der Volksentscheid also
auch als verdiente Quittung zur
Kenntnis genommen werden.
Statt dass jetzt aber der GR seine
Chance packt, indem er den Volks-

Kanton Bern

Kanton Sektion Veranstaltung

Bezirke Baden / Brugg / Stammtisch jeden 1. Dienstag im Monat ab 20 Uhr
Zurzach im Restaurant Winkelried, Wettingen

Aargau West Stammtisch jeden 1. Donnerstag im Monat ab 19.30 Uhr
im Restaurant Dietiker in Suhr bei Aarau

Fricktal Stammtisch jeden 2. Dienstag im Monat ab 19.30 Uhr im 
Restaurant Sonne, Eiken

Sektion Jeden 1. Montag im Monat um 19.30 Uhr Stamm
Reinach und Umgebung im «Reinacherhof»

Kantonalpartei Basel Stammtisch jeden 1. Montag im Monat ab 19.30 Uhr im
Restaurant Rheinfelderhof

Stadt Bern Stammtisch jeden letzten Dienstag im Monat
ab 20 Uhr im Restaurant Bären, Bümplizstr. 150, Bümpliz-Bern 

Sektion Köniz HV am Freitag, 18. März 2005, Restaurant Traube, Köniz

Sektion Berner Oberland Höck jeden 1. Mittwoch im Monat ab 20 Uhr im Hotel Milan 
in Ringgenberg

Sektion Oberaargau/ Mittelland/ Stammtisch jeden dritten Montag im Monat ab 20 Uhr 
Emmental im Restaurant Fankhauser in Langenthal, Tel. 062 922 79 29

Sektion Schwarzenburg/Seftigen/ SD-Stamm immer am letzten Montag im Monat ab 20 Uhr
Laupen im Tea-Room Vreneli, Guggisberg

Sektion Thun/Konolfingen Stamm jeden letzten Donnerstag im Monat ab 19.30 Uhr im 
Restaurant Schärmehof, von May-Strasse 43, Thun

Innerschweiz Höck jeden 1. Montag im Monat ab 19.30 Uhr im Hotel Spatz,
Obergrundstr. 103, Luzern

Sektion Wil und Umgebung Informationsabend jeden 2. Montag im Monat im Restaurant
Fass in Wil. Nähere Informationen unter www.infowil.ch/sd-wil

Stadt St. Gallen Stamm am 30. März 2005 ab 19.30 Uhr im Restaurant Hirschen
an der Rorschacherstr. 109 in St. Gallen; Thema: «Der Waffen-
lauf» von Martin Erb.
HV am 23. April, Restaurant Alter Bahnhof, Gossau, ab 17 Uhr.

Sektion Unterwalden Stammtisch jeden letzten Montag im Monat ab 20 Uhr 
im Saal des Restaurant Sternen in Ennetbürgen (NW)

Sektion Bülach Höck jeden 1. Mittwoch im Monat ab 20.00 Uhr im Hotel Airport
an der Oberhauserstr. 30, 8152 Opfikon-Glattbrugg

Sektion Dielsdorf Stammtisch jeden 1. Mittwoch im Monat ab 20 Uhr im 
Restaurant Linde, Regensdorf

Sektion Hinwil Monatsstamm jeden 1. Donnerstag im Monat ab 20 Uhr
im Restaurant Bahnhof, Bahnhofplatz, 8340 Hinwil (Kegelbahn)

Stadt Zürich Am 1. Mittwoch im Monat ab 19 Uhr Höck im Restaurant Farb-
hof, Badenerstr. 753, 8048 Zürich (Endstation Tram Nr. 2)

BE

AG

BL
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OW NW

ZH

LU

SG
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Lydia Riesen

Dieter Beyeler
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Kanton Thurgau
entscheid akzeptiert und rasch und
unbürokratisch die verlangte Um-
setzung in Angriff nimmt, über ei-
ne akzeptable Frist kann man sich
sicher einigen, werden in selbst-
herrlicher Manier neue Regeln er-
funden und präsentiert über das
wie und wann und möglichst lang.
Dass durch eine solche, absolut
unverständliche Handlungsweise
der Graben zwischen Volk und Re-
gierung nur noch grösser wird,
darüber muss sich niemand wun-
dern. Der erneute Vertrauensver-
lust gegenüber dem GR wäre mit
etwas gutem Willen vermeidbar
gewesen. Gerade in der neuen Zu-
sammensetzung hätte das einen
guten Start bedeutet, diese Chance
hat man sich hiermit verscherzt.
Nicht unberechtigt kommt somit
der Vorwurf, der eigene Geldsack
sei wichtiger und näher als das
Wohl der Stadt. Die entsprechen-
den Meinungen aus der Bevölke-
rung sind in unzähligen Leserbrie-
fen dokumentiert und wohl allen
bekannt.
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An einem Montag kontaktierte ich
den Chef der Migros Amriswil. Am
Samstag wollte unser Komitee
Referendums-Unterschriften sam-
meln für die beiden Vorlagen «Per-
sonenfreizügigkeit» und «Schen-
gen». Nein, in der Eingangshalle
sei es nicht möglich, ebenfalls ab-
gelehnt wurde ein Sammelstand
vor dem Eingang oder unter dem
Vordach. Nun blieb nur noch der
Blauzone-Parkplatz vor dem Cen-
ter. Selbstverständlich wollten wir

auf einem Parkfeld in der Nähe des
Migros unser Ständli aufstellen.
Das ginge kaum, aber wir sollten
doch den Chef in Gossau anfragen,
der sei zuständig.
Nach stundenlangen Verbindungs-
versuchen und langem Hin und
Her konnten wir ausnahmsweise
und nur für das eine Mal ein Ja er-
halten. Der besagte Parkplatz ist
Sache der Gemeinde, also galt es,

Fortsetzung Seite 10

Berner Stadträte Lydia Riesen und Dieter Beyeler haben
genug von unbewilligten Demos mit Sachbeschädigungen

Sie forderten in einer Motion ein
generelles Verbot für unbewilligte
Demonstrationen und antifaschis-
tische Abendspaziergänge.

Der entsprechende SD-Vorstoss
wurde Ende Januar 2005 im
Stadtrat mit 43 Nein zu 29 Ja bei
zwei Enthaltungen abgelehnt. 

Die linksextreme Gewalt-Vereini-
gung der Stadt Bern hatte ihre Ver-
bündeten aus der ganzen Schweiz
und dem nahen Ausland aufgebo-
ten, um unter dem Deckmantel des
antifaschistischen Abendspazier-
ganges gegen Ausgrenzung und
Gewalt aufzumarschieren.
Hinterlassen haben sie mit ihren
Ausschreitungen Schaden an frem-
dem Eigentum und Kosten und
Auslagen in beinahe Millionen-
höhe.

Der fünfte unbewilligte Antifa-
Abendspaziergang vom 20. März
2004, mit rund 3000 jugendlichen
Personen (darunter einigen hun-
dert Vermummten), entlud sich
einmal mehr als eine sinnlose, ge-
walttätige Strassenschlacht mit
Petarden und anderen Feuerwerks-
körpern. So entstand eine traurige
Schadensbilanz von weit über
200’000 Franken. Zusätzlich ent-
standen Kosten für den Polizeiein-
satz, Material usw. von zusätzlich
800’000 Franken.

Bereits fünf Monate später fand er-
neut eine friedlich geplante Kund-
gebung statt (laut D. Jenni ein
Strassenfest). Die Absicht für eine
friedliche Demonstration macht
aber auch den Ausdruck Strassen-
fest nicht glaubwürdiger. Denn lei-
der verbirgt sich hinter vielen De-
mofreudigen eine immer grössere
versteckte Aggressivität mit der
Bereitschaft, Gewalt, Unruhen und
Sachbeschädigungen auszuüben. 

Obwohl die Stadtpolizei vorbildlich
gehandelt hat, ist es erneut zu
massiven Ausschreitungen mit
Sachbeschädigungen von einigen
hunderttausend Franken, und so-
gar zu Verletzten gekommen.
Die Demonstranten hinterliessen
anstelle einer Friedensbotschaft,
ihre Botschaft in Form von geplan-
ten Attacken gegen unser Volk und
unsere Heimat.
Der verwerflichen Einstellung die-
ser zerstörungswütigen Gewalt-
täter darf in unserer Bundesstadt
kein Platz mehr eingeräumt wer-
den.

Der Entscheid über den abgelehn-
ten Vorstoss wird uns Schweizer
Demokraten in unvergessener Er-
innerung bleiben! Der nächste un-
bewilligte Abendspaziergang fin-
det in unmittelbarer Nähe statt
und lässt bestimmt nicht lange
auf sich warten!

So läuft «der Hase»…
Die neueste Statistik der Gefäng-
nisse zeigt, dass rund 80 Prozent
der Insassen, zum Beispiel Lenz-
burg, Ausländer sind. Ebenso auf-
fallend ist die «weltweite» Zusam-
mensetzung. In Lenzburg «sitzen»
37 aus Serbien, Montenegro und
Kosovo, 17 aus Albanien, 9 aus Ma-
zedonien, 1 Moldavier, 2 aus Bosni-
en-Herzegowina, 2 aus Kroatien, 6
Türken, 10 Libanesen, 5 aus Sierra
Leone, 5 aus Italien, 4 Polen, 3
Österreicher, 2 Franzosen sowie
Inhaftierte aus Algerien, Somalia,
Angola, Ghana, Guinea, Marokko,
Sudan, Tunesien, Irak, Iran, Pakis-
tan, Sri Lanka, Palästina, Vietnam,
Elfenbeinküste und zwei Staaten-
lose. Von 170 Insassen sind nach
Angaben der Gefängnisleitung
noch 34 Schweizer. Viele Bürger
und Steuerzahler würden auch

gerne wissen, was diese 34 Schwei-
zer Gefangenen von der allseits
propagierten Multikultur im Ge-
fängnisalltag halten? Aber auch der
propagierte Abbau des Grenzzau-
nes durch den eben wieder gewähl-
ten grünen Bürgermeister von
Konstanz und die Freudenschreie
seiner linken und grünen Gesin-
nungsfreunde im Thurgau müss-
ten doch zu denken geben; kostet
doch ein Gefängnisplatz den Steu-
erzahler zwischen 500 und 700
Franken pro Tag. Darum meinen
nicht nur Schweizer Demokraten,
der Einsatz von mehr Grenzwäch-
tern würde sich auch für den Steu-
erzahler, den Standort und unsere
Wirtschaft mehr als lohnen, denn
unsere Steuern und Kosten sollten
dringend – und im Interesse aller –
gesenkt werden!

Nun will sich der Gemeinderat
zweieinhalb Jahre Zeit lassen, um
das neue Lohnreglement einzu-
führen, erst im Jahr 2007, und das
nicht einmal auf die volle Summe,
sondern in drei jährlichen Schrit-
ten bis zum Jahre 2010 – soll sich
das Ganze verzögern.
In Zürich hat man die gleiche Ini-
tiative ergriffen, aber diese wurde
in nicht mal zwei Jahren umge-
setzt.
Unsere dringliche Motion wurde
im Rat Mitte Oktober 2004 einge-
reicht und überwiesen. Somit hät-
te der GR eigentlich genügend Zeit
gehabt, öffentlich Vorschläge zu
unterbreiten, welche auf Akzep-
tanz gestossen wären, anstatt uns
auf billige Paragrafen und Gesetz-
gebungsverfahren hinzuweisen.
Mit Recht darf mehr Effizienz ver-
langt werden, denn die Argumente
des GR sind unglaubwürdig.

Der Gemeinderat versprach, die
Vorlage bis in diesem Sommer ins
Parlament zu bringen. Es wurde
zwar schon viel versprochen, aber
wir warten ab.

Viele können das einfach
nicht glauben

Der Bundesrat, allen voran CVP-
Bundespräsident Deiss, zeichnet
für eine unerhörte Gemeindheit
verantwortlich: Während in vielen
EU-Staaten das Volk automatisch
über die neuen EU-Verträge ab-
stimmen kann, entschied der Bun-
desrat, das Schengen-Abkommen
dem fakultativen Referendum zu
unterstellen. Ein Referendumsko-
mitee muss also 50’000 Unter-
schriften sammeln, damit das Volk
überhaupt gefragt werden muss.
Was aber viele nicht wissen oder
nicht realisieren, ist noch viel de-
primierender: Beim fakultativen
Referendum zählt – im Gegensatz

zum obligatorischen Referendum
– nur das einfache Volksmehr und
nicht das schwerer zu erreichende
doppelte Mehr von Volk und Stän-
den. Der Bundesrat und auch Bun-
despräsident Deiss legen damit das
Schweizervolk auf gemeinste Art
und Weise aufs Kreuz, denn mit
dem Wegfall der Grenzen werden
wichtige Belange vieler Kantone –
vor allem der Grenzkantone – we-
sentlich berührt. Darum müsste
doch diese Vorlage dem Stände-
mehr unterstellt werden. Herr
Deiss, wie miserabel tief muss die
Achtung und der Respekt Ihres
Bundesrates vor dem Volke sein!

Migros – die grosse
Enttäuschung vieler!



Weltkrieg unmittelbar oder mittel-
bar (wozu auch die Schweizer
gehören) miterlebt haben, den
USA gegenüber anders eingestellt
sind. Ich zumindest erinnere mich
noch sehr gut daran (ich war da-
mals erst 8 Jahre alt), wie späte-
stens seit der Landung der Alliier-
ten in der Normandie unsere ganze
Familie um das Radio gesessen ist,
die Nachrichten gehört und die
Fortschritte der Alliierten in Ost
und West auf einer Europakarte
eingetragen hat. Meine Generation
weiss (oder sollte es zumindest
noch wissen), was die Amerikaner
im Zweiten Weltkrieg und dem fol-

genden «Kalten Krieg» für Europa
getan haben.

Englisch ist «in» – trotz
Antiamerika-Stimmung
Und das Paradoxeste: Trotzdem es
heute quasi zum guten Ton gehört,
auf die USA zu schimpfen, ist das
Englisch- oder zumindest Pseu-
doenglisch sprechen geradezu eine
Sucht, ja es ist schon eher eine
grassierende Epidemie. Und wohl
kaum jemand quasselt Pseudo-
englisch wegen England, sondern
wegen des doch so verhassten
Amerika.

am Dienstag in der Gemeinde das
JA zu deponieren und entspre-
chend erhielten wir das schriftli-
che i.O. der Gemeinde. Dann hiess
es, die Organisation voranzutrei-
ben. Der Stand musste präpariert
und organisiert werden. Dazu ka-
men Plakate und Hinweistafeln am
Stand. Natürlich musste auch eine
Info sofort an die Zeitungsredak-
tionen, damit die Leser der Gegend

informiert wurden. Dann kam der
Freitagnachmittag und ein Fax der
Gemeinde mit dem Hinweis, die
Migros vor Ort sei mit dem Stand
nicht einverstanden.
Nun, jetzt konnte nichts mehr ab-
geblasen werden. Am Samstag-
morgen haben wir unseren Stand
bei beissender Kälte auf einem
Parkplatz schräg gegenüber dem
Migroseingang aufgebaut. Der be-
sagte Chef kam augenblicklich und
verlangte, dass der Stand ver-

schwinde. Man könne oben, am
Ende des grossen Parkplatzes auf-
stellen. Doch dort gab es nur ganz
wenige und vereinzelte Fussgän-
ger, und hatte nicht Gossau Ja ge-
sagt? Der M-Mann von Amriswil
war total erbost und drohte voller
Zorn. Er holte eine Kamera und
machte Fotos – unser Komitee
aber arbeitete wie eine Uhr und
sammelte Unterschriften. Viele
Bürger aber hatten grösste Mühe
mit dem Auftreten dieser Laden-

kette. Offensichtlich sind Kunden
und Umsatz willkommen, alles an-
dere aber ist den M-Leuten egal!
Verstanden wurde wohl das Nein
zur Halle und zum Eingangsberei-
che, aber wozu der Lärm betref-
fend Parkplatz der Gemeinde? Und,
hatte es nicht geheissen, «Gossau»
müsse entscheiden? Kommentar
überflüssig – arme Schweiz!

Willy Schmidhauser,
Präsident SD Thurgau

Fortsetzung von Seite 9
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Gute Amerikaner – böse
Amerikaner

Es ist schon sonderbar, wie aus
höchst willkommenen Leuten
plötzlich Buhmänner werden. Im
letzten Jahrhundert waren die Eu-
ropäer sehr froh, dass es die Verei-
nigten Staaten von Amerika (USA)
gab. Im Ersten und vor allem im
Zweiten Weltkrieg waren die Eu-
ropäer froh, dass die Amerikaner
nach Europa gekommen sind, um
den Kontinent vor den Deutschen
zu retten. Und ganz besonders froh
waren die Franzosen, gerade dieje-
nigen, die nicht nur jetzt während
der Irakkrise, sondern seit sehr
langem eine Wut auf die USA ha-
ben. Beim superchauvinistischen
Charles de Gaulle konnte man das
noch verstehen, denn für diesen
«Superfranzosen» war es unerträg-
lich, dass die verhassten Amerika-
ner so alle 25 Jahre nach Europa
kommen mussten, um die
«Grande Nation» Frankreich vor
Deutschland zu retten. Dann kam
der «Kalte Krieg», und wieder war
ganz Europa froh um die Amerika-
ner. Westeuropa, weil es sonst ge-
nau so wie Osteuropa vom Sowjet-
reich verschluckt worden wäre; für
die osteuropäischen Staaten hinter
dem «eisernen Vorhang» waren die
USA praktisch die einzige Hoff-
nung, irgendeinmal wieder vom
Sowjetjoch befreit zu werden. Oh-
ne die Amerikaner wäre Europa
jetzt unter den Nazis oder den
Kommunisten; man kann selbst
wählen, was man «lieber» hätte.

Und vergessen wir schliesslich
nicht den Marshallplan (benannt

Dr. Dragan
Najman,
e. Grossrat,
Einwohnerrat,
Baden

nach dem damaligen amerikani-
schen 5-Sterne-General George
Marshall, Generalstabschef der
USA während des Zweiten Welt-
kriegs). Mit dem Marshallplan ha-
ben die USA mit Dutzenden Mil-
liarden Dollars (damals war ein
Dollar noch ca. Fr. 4.50!) Europa
beim Wiederaufbau geholfen. 
Nun – da könnte man sagen, die
USA haben den Europäern nicht
nur wegen unserer «schönen,
blauen Augen» geholfen, sondern
aus knallharten wirtschaftlichen
Interessen. Aber was wäre passiert,
wenn Amerika, Deutschland und
Japan sich zusammengetan und
die Welt einfach untereinander
aufgeteilt hätten, so wie es im 15.
Jahrhundert die damaligen Welt-
mächte Spanien und Portugal ge-
macht hatten, als sie 1494 im Ver-
trag von Tordesillas die Welt ent-
lang bestimmter Längengrade
unter sich aufgeteilt haben (ca.
entlang dem 50. und dem 130.
Längengrad). Kein Mensch, auch
die heutigen Weltmächte Russland
(damals Sowjetunion) und China
hätten dies verhindern können.

Und heute – die USA 
als weltweiter Buhmann
Heute sind die USA als «Super-
macht» der weltweite Buhmann,
weil sie sich «überall» einmischen.
Aber eine Frage sei erlaubt. Was
können die USA dafür, dass das
kommunistische «Paradies» zu-
sammengebrochen und der Kalte
Krieg somit vorbei ist und die USA
eben jetzt noch die einzige richtige
Weltmacht sind?
Würden sie in aller Welt alles
«schlitteln» und die Diktatoren ge-
währen lassen, käme der umge-
kehrte Vorwurf, warum denn die
USA da und dort nicht endlich mi-
litärisch eingreifen, obwohl sie es
als einzige Weltmacht ja könnten.
Ich bin überzeugt, dass die meisten
Menschen, welche den Zweiten

Sporttag der Berufsschulen
des Kantons Aargau
Unter einer Photo folgender Text:
Zofingen auf Rang drei des Trost-
turniers. Hinten von links: Arton
Morina, Driton Hoxhaj, Ljiljan Mi-
jatovic, Alban Morina, Hakan
Sükür. Vorne von links: Pasquale
de Santis, Sudisusadee Amorn,
Adili Armend und Sinan Bedic.
(Für die buchstabengetreue Wie-
dergabe der Namen übernimmt die
Redaktion keine Verantwortung,
ebenso wenig wie für gebrochene
oder verdrehte Zungen unserer Le-
serschaft). Der betreffende Zei-
tungsartikel aus dem Zofinger Tag-
blatt (gehört wie alle Tageszeitun-
gen zwischen Zürich und dem
Bielersee unter dem Titel «Mittel-
landzeitung» der Aargauer Zei-
tung, Baden; lediglich der Lokalteil
und einige eigene Kommentare
dürfen individuell gestaltet wer-
den) wurde mir aus Zofingen zuge-
schickt mit der Bemerkung: «Weit
haben wir es gebracht!» Diesem

Kommentar haben wir nichts bei-
zufügen. 

D. Najman, Baden

Armee: Inspektion 
durch ausländische Offiziere
Drei Angehörige der österreichi-
schen Streitkräfte und ein slowaki-
scher Offizier sind kürzlich zu
einer Inspektion der Schweizer
Armee eingetroffen. Die Inspektion
erfolgt nach Angaben des VBS im
Rahmen der Organisation für Si-
cherheit und Zusammenarbeit in
Europa (OSZE) und dient der Ver-
trauensbildung.
(Bemerkung der Redaktion: Was
sich Samuel Schmid noch alles
ausdenken wird, um Verrat am
Schweizer Volk zu begehen. Was
man mit solchen Leuten während
des Zweiten Weltkriegs gemacht
hätte, muss wohl nicht erwähnt
werden. Damals sind noch viel
kleinere Landesverräter hingerich-
tet worden.)
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Herr Vorsitzender,
Anlässlich der Holocaust-Gedenk-
feier am 27. Januar in Berlin haben
Sie die Neutralität der Schweiz im
Zweiten Weltkrieg als Verbrechen
bezeichnet.
Der Arbeitskreis Gelebte Geschich-
te, der für Tausende von Angehöri-
gen der schweizerischen Kriegsge-
neration, also Zeitzeugen, spricht,
weist diese ungeheure Behauptung
mit aller Entschiedenheit zurück.
Ihre Behauptung ist umso em-
pörender, als Sie zum Kreis inter-
nationaler Persönlichkeiten gehö-
ren, welche die historischen Ge-
samtzusammenhänge des Zweiten
Weltkriegs genau kennen.
Wer mit dem geschichtlichen Um-
feld der Kriegszeit vertraut ist,
weiss, dass die Neutralität die
einzige Überlebensstrategie der
Schweiz auf der Gratwanderung
zwischen Widerstand und Anpas-
sung war. Diese Politik hat uns
schliesslich den Krieg erspart und
uns erlaubt, als isolierte Insel der
Demokratie in Unabhängigkeit zu
überleben.
Wir Zeitzeugen erinnern uns noch
genau, wie sehr der Schweizeri-

sche Bundesrat, mit Unterstüt-
zung der Medien, mit aller Sorgfalt
darauf bedacht war, bei allen sei-
nen Entscheiden die Regeln des
Völkerrechts und der Neutralität
zu respektieren. Dabei sah er sich
unter dem massiven Druck beider
Kriegsparteien gezwungen, Kon-
zessionen nach der einen oder an-
deren Seite zu machen. Alle Ent-
scheide waren von der Entschlos-
senheit getragen, die Schweiz aus
dem Krieg herauszuhalten.
Wäre die Schweiz nicht neutral ge-
blieben, wäre sie in den Krieg ge-
zogen worden, wären viele Tausen-
de schweizerischer Juden, jüdische
Flüchtlinge in der Schweiz und
Tausende im Ausland, die von
schweizerischen Institutionen
oder Persönlichkeiten dank der
Neutralität unseres Landes geret-
tet wurden, Opfer der Nazis gewor-
den. In diesem Zusammenhang
darf auch an die Solidarität erin-
nert werden, die bei uns den
Schweizern jüdischen Glaubens
entgegengebracht wurde.
Gewiss, die Schweiz hat Zehntau-
sende jüdischer Flüchtlinge aufge-
nommen, musste jedoch mehreren

Offener Brief an Herrn Israel Singer, Vorsitzender des jüdischen Weltkongresses

Die Schweizerische Neutralität
im Zweiten Weltkrieg ein Verbrechen?

Gewerkschaftliche Solidarität?
Unter grosser Medienpräsenz pro-
testieren die Gewerkschaften,
wenn ein Betrieb Mitarbeiter ent-
lassen muss. Im Fall Swisscom
forderten sie «arbeitserhaltende
Massnahmen», das heisst über-
flüssige Mitarbeiter sollen weiter
beschäftigt und bezahlt werden.
Völlig anders präsentiert sich die
Sachlage, wenn Mitarbeiter einer
Gewerkschaft überflüssig werden,
wie kürzlich bei der Fusion von
GBI, SMUV und VHTL zur Gross-
gewerkschaft UNIA. Da blieb die

vielgepriesene Solidarität auf der
Strecke: Einzelne Entlassungen
werden nicht zu vermeiden sein,
liess die UNIA verlauten. Proteste,
Trillerpfeifenkonzerte, Streik und
Blockade der eigenen Gewerk-
schaftsbüros durch die UNIA un-
terblieben.
Es ist halt einfacher und vor allem
billiger, Solidarität von anderen zu
fordern, als selber solidarisch zu
sein.

Otto Weiersmüller, Uetikon

In dieser Rubrik werden die persön-
lichen Meinungen unserer Leser
wiedergegeben. Diese decken sich
nicht notwendigerweise mit derjeni-
gen der Redaktion.

Schengen heisst unter 
anderem:

Das schweizerische Waffenrecht
wird künftig in Brüssel bestimmt.
Alle Jäger, Sportschützen und Waf-
fensammler werden dem Schen-
gen-Regime unterstellt. Brüssel
bestimmt, wer eine Waffe mit wel-
cher Rechtfertigung erwerben und
besitzen darf.

Es gilt der generelle Missbrauch-
verdacht gegenüber allen Schüt-
zen.
Wollen wir das? Darum NEIN zu
Schengen. 

Wilfried Gasser, e. Gross- und 
Gemeinderat, Ostermundigen

Liebe SD- und
Rätselfreunde

Mit grossen Schritten gehen wir
dem Frühling entgegen. Die Sonne
hat wieder mehr Kraft, und es tut
gut, die Wärme zu spüren. Dieses
Empfinden ähnelt einem Gefühl
von eingebettet und getragen zu
sein. So wie es auch für uns Eidge-
nossen wichtig ist, als Staat einge-
fügt zu sein. Mit diesen Worten
meine ich aber nicht, dass wir uns
einfach einer Vorgabe wie sie in der
EU vertreten wird ausliefern müs-
sen. Wir haben nämlich die kom-
fortable Möglichkeit als neutrales
Land jederzeit unsere Meinung frei
zu äussern. Dabei braucht es Leu-
te, die gewillt sind, für unser Land
Verantwortung zu übernehmen.
Schon im Kleinen ist dies nämlich
möglich. Es gäbe tausende von
Beispielen dafür, wie und wo man
beginnen könnte. Man muss nicht
erst in einem öffentlichen Amt
sein, um diese Ziele leben zu kön-
nen. Mutige Stimmen werden

Maulkorb fürs
Volk

Mit dem Maulkorbgesetz (Antiras-
sismusgesetz) hat die freie Schweiz
aufgehört zu existieren. Und jetzt
soll sogar dieses Gesetz verschärft
werden!
Hat der sich frei glaubende
Schweizer eigentlich vergessen,
dass gerade mit dem Maulkorbter-
ror Nationalsozialismus und Stali-
nismus erst eigentlich ermöglicht
wurden? Das Gesetz ist nichts an-
deres als die Ausgeburt unwürdi-
ger Sentimentalität.

Viktor Schnyder, Jegenstorf

Tausenden die Aufnahme verwei-
gern, da ihr im Interesse des Über-
lebens gar keine andere Wahl ge-
blieben ist. «Das Boot ist voll!»,
glaubte damals die überwiegende
Mehrheit des Schweizervolkes.
Man befürchtete angesichts des
zunehmenden Flüchtlingsstroms
eine Hungersnot und Arbeitslosig-
keit. Dazu kam die Angst vor ei-
nem Angriff der Nazis.
Unsere Regierung musste in dieser
Lage ohne grossen Handlungs-
spielraum bei ihren Entscheiden
nicht nur die realen Risiken, son-
dern auch die Wahrnehmung von
Gefahren – Indizien, die sich nicht
beweisen liessen – als politische
Realität miteinbeziehen, gleich wie
heute unser Bundesrat die Angst
vor den Gefahren der Atomenergie
oder der Gentechnik bei seinen
Entschlüssen zu berücksichtigen
hat. Die teilweise restriktive
Flüchtlingspolitik war ebenfalls ei-
ne Konsequenz dieser Ängste im
Volk.
Das Schicksal der Opfer des Holo-
caust ist auch für uns, die wir die
Tragödie des Weltkriegs miterlebt
haben, ein Anliegen, das uns be-

wegt. Wir geben deshalb der Er-
wartung Ausdruck, dass der Jüdi-
sche Weltkongress die Millionen,
die ihm aus dem Deal mit den
Schweizer Banken anvertraut wur-
den, baldmöglichst den An-
spruchsberechtigten ausbezahlt.
Schliesslich möchten wir Ihnen zu
bedenken geben, dass Provokation
und Demagogie, was immer sie
auch anzielen, in diesem sensiblen
politischen Bereich keinen Platz
haben und nichts, aber auch gar
nichts zur Klärung der Probleme
und zur nötigen Versöhnung bei-
tragen, die unser beidseitiges An-
liegen sein sollte.

Namens des Arbeitskreises Gelebte
Geschichte

Hans-Georg Bandi,
Prof. emer. Dr. Dr. h.c.

Martin Burckhardt, Prof. 
dipl. Arch. ETH, alt Nationalrat

Kurt Bolliger,
Korpskdt aD, ehem. Präs. SRK

Heinz Langenbacher,
Dr. iur., alt Botschafter
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Gewinnen Sie im März:

1. Preis:  1 CD-Turm
im Wert von Fr. 200.–

und neun weitere Preise aus Audio- und
Video-Bereich

Die drei Gewinner des letzten Rätsels
werden schriftlich benachrichtigt.

Lösungswort und Absender
auf Postkarte schreiben und einsenden an:
Schweizer Demokraten SD,
Kreuzworträtsel,
Postfach 140, 3655 Sigriswil

Einsendeschluss ist Samstag,
10. April 2005 (A-Post) – Viel Glück!

Über den Wettbewerb wird keine
Korrespondenz geführt. Der Rechtsweg
ist ausgeschlossen.

auch so wahrgenommen. Es
reicht, wenn Mann und Frau täg-
lich bewusst aufrecht gehen, und
andere auf die Schönheit unseres
Landes aufmerksam machen. Auch
hier meine ich nicht, dass wir da-
mit die Grenzen für unschöne Ma-
chenschaften öffnen sollten. Ich
meine eher, dass wir uns mit eige-
nen Überlegungen zu unseren
politischen Systemen und ihre
Anwendungen ein Bild machen.
Danach ist es uns möglich, objek-
tiv eine Meinung zu vertreten, die
mit unserer Schweiz überlebens-
freundlich verwurzelt ist.

Gesundheit
In diesem Zusammenhang habe
ich auch wieder ein neues Rätsel
gestaltet. Diesmal heisst der Spon-

sor Martin Frischknecht und lebt
in Forst bei Thun. Ihm liegt die Ge-
sundheit besonders am Herzen.
Seiner Meinung nach resultieren
sämtliche Übel dieser Welt aus ei-
ner kranken Denkweise. Gesunde
Denkweise, gesunde Sprache, ge-
sunde Taten, gesunde Gewohnhei-
ten, gesundes Schicksal. Auf dieser
Philosophie basierend wäre eine
intakte Volksgesundheit ganz ein-
fach und billig zu realisieren; an-
stelle wie heute vielfach mit ab-
strakten, teuren, chemischen und
technischen Methoden. Eine Erfin-
dung hat sein Leben verändert. Es
handelt sich um eine Frequenz-
technik, die aus medizinischer
Sicht revolutionär ist. Martin
Frischknecht bietet kompetente
Gesundheitsberatungen und An-
lässe in Gesundheitsförderung an.

Mit seiner Erfahrung kann er heu-
te viele Erfolge verbuchen; auch
dort wo ein Arzt manchmal nicht
mehr weiter weiss. Wer nun neu-
gierig geworden ist, und Martin
Frischknecht selber kennen lernen
möchte, kann dies unter folgender
Adresse tun:
Martin Frischknecht, Breiten,
3636 Forst bei Thun

Positiv werben?
Auch das Rätsel soll unter diesen
gesunden Voraussetzungen weiter
gedeihen. Gerne schreibe ich auch
für Sie eine «Knacknuss-Aufgabe».
bezogen auf Ihre berufliche Fach-
richtung, eingebettet mitten in
unsere wichtige, verbindende Par-
tei-Zeitung. Gerne gebe ich Ihnen
persönlich Auskunft über dieses
Angebot. Über eine Kontaktnahme

unter 033 251 05 34 oder schrift-
lich unter Schweizer Demokraten,
Postfach 140, 3655 Sigriswil, freue
ich mich. Wie die Erfahrung zeigt,
ist es auf dieser Seite möglich,
Kontakte und Austausch zu schaf-
fen. Ich freue mich jedes Mal wenn
dies wieder gelingt. Für mich ist es
jedes Mal spannend, wie viele rich-
tige Einsendungen auf mich war-
ten. Ich hoffe, dass in dieser Runde
ein neuer Rekord aufgestellt wird.
Ihr könnt alle mithelfen!
In diesem Sinne wünsche ich allen
viel «Köpfchen» fürs Rätsel und
Freude, wenn bald die ersten
Tulpen blühen. Die Natur soll uns
in diesen Tagen ein Vorbild sein.
Wärme und Gesundheit warten auf
uns; und jeder soll sein Bestes
geben.

Barbara Zbinden, Sigriswil

Martin
Frischknecht
El. Ing. HTL

Breiten
3636 Forst
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Les constitutions nationales qui
étaient autrefois un bouclier du
citoyen contre le pouvoir de l’Etat,
se transforment à présent en arme
de l’Etat contre les citoyens. Elles
deviennent des proclamations du
marxisme. Les politiciens «cor-
rects», adeptes d’une multicultu-
ralité marxiste, évoquent toutes
sortes de discriminations, afin de
pouvoir installer des organes de
contrôle pour leur assurer le pou-
voir. L’U.E. en soi plus la Constitu-
tion qui se met en place, représen-
tent l’épée de Damoclès qui sera
désormais placée en permanence
au-dessus de la tête de tous les res-
sortissants des pays membres.
Une société multiculturelle n’est
pas une société ouverte et moderne
mais une nouvelle version du mar-

Démocrate Suisse
Journa l  pour  une  Su i sse  l i b re  e t  i n dépendan te ,  précédemmen t  «Peup l e  +  Pa tr i e»
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L’Union européenne, une dictature marxiste
xisme. L’Etat devient totalitaire à
partir du moment où il réglemente
la morale et donne des directives
relatives à l’éthique personnelle.
L’U.E. évolue dans cette direction
massivement soutenue par les mé-
dias. Ces directives visent à fabri-
quer une société socialiste avec sa
vision vicieuse de l’être humain et
dans le but d’abolir les libertés per-
sonnelles des citoyens, telles que je
les ai vécues pendant les dix ans
que j’ai passés en Pologne après la
guerre. Les dirigeants des partis,
les bureaucrates et tous les fonc-
tionnaires sont les uniques posses-
seurs du droit de décision sur les
relations personnelles entre les
citoyens, au nom de la morale mar-
xiste. L’individu se fait collectiviser
et l’Etat de droit fait place à un état
d’idéologie totalitaire.
Cela va très loin, car si on interdit
le droit de refuser ses services ou
une partie de ses biens, on sup-
prime les droits d’existence, on
éteint l’identité et la liberté des in-
dividus. Or c’est cela qu’apportent
les décrets de l’Union européenne
soviétisée.
Vu que le socialisme international

Mary Meissner,
Vernier

n’est pas parvenu à créer un nouvel
être humain, les adeptes de la révo-
lution culturelle ont choisi le
chemin de la distorsion des mots
comme «racisme, fascisme, ex-
trême droite» pour désigner toute
société qui s’oppose au multicultu-
ralisme et toute personne scep-
tique devant la beauté socialiste
que l’on désigne alors couramment
de xénophobe ou d’extrêmiste dans
les médias.
Les directives européennes contre
la discrimination apportent des ris-
ques incalculables concernant les
changements ou la conclusion de
contrats, et cela conduit à des
procès pour discrimination coû-
teux, incitant les gens à devenir
procéduriers parce qu’un apparte-
ment leur a été refusé ou parce
qu’un employeur a choisi à l’em-
bauche quelqu’un d’autre. Qui dit
que les prêtres eux-mêmes devront
désormais faire attention à ne pas
s’opposer au mariage homosexuel,
ou à la polygamie?
Pendant longtemps les socialistes
et les pyromanes culturels de 1968
se sont concentrés à détruire les
règles de la morale «bourgeoise».

Ils ont réussi au-delà de leurs
espérances puisqu’on se trouve
face à l’incivilité, aux passe-droits
politiques, aux désinformations
systématiques médiatisées, à la
fusion des journaux pour renforcer
le politiquement correct de ce qui
peut et ne doit pas être publié. Il
s’agit d’une rééducation des citoy-
ens pour ne pas parler d’un lavage
de cerveaux. C’est ici que l’on voit à
quel point la souveraineté est ba-
fouée par I’U.E. Si un parlement ou
le peuple refuse une loi, l’U.E. peut
simplement forcer les récalcitrants
à appliquer contre leur gré, n’im-
porte quel décret discriminatoire.

Nous voilà revenu au temps des
baillifs tout puissants qui encais-
sent des prébendes assis tranquille-
ment derrière leurs bureaux, les
distribuent selon leur bon plaisir,
et parcourent les campagnes on
brandissant des édits menaçant de
prison quiconque n’obéirait pas au
doigt et à l’œil.
Oyez, oyer! citoyens. L’Union eu-
ropéenne placarde ses ukases sur
internet. Nul n’est censé ignorer la
loi du plus fort, qu’on se le dise!

envier, conquérir, tuer, et faire
souffrir les animaux qui nous ont
été confiés. Nos émotions ont aussi
un impact sur la nature et les plan-
tes réagissent positivement à la
musique, aux compliments ou
meurent dans un environnement
négatif, agressif ou pollué. Bref,
l’eau réagit aux ondes émises par
notre propre conscience et plus il y
aura de violence incontrôlée sur

Le Pilori
Droits de l‘homme étatsuniens

Quel culot! Le département d’Etat
américain critique dans un rapport
sur les droits de l’homme dans le
monde, l’attitude de la Suisse qui
maltraite ses étrangers et souligne
que sa police utilise une force ex-
cessive lors de l’arrestation de dé-
linquants et de dealers. C’est parfai-
tement indécent de la part de l’ad-
ministration Bush qui elle, permet
les exactions d’Abou-Ghraib en
Iraq, qui admet la peine de mort

dans ses prisons, qui arrête avec
brutalité des dealers noirs, qui en-
voie en Colombie des commandos
de mercenaires, qui garde des pri-
sonniers à Guantanamo sans
procès, et j’en passe! Naturellement
ce rapport analyse tous les pays sauf
les USA. Que Bush et ses rapports
balaient devant leurs portes avant
de juger les autres, en se cachant
derrière le paravent de la démocra-
tie. Hélas, celle-ci se désagrège par-
tout et les droits de l’homme sont
devenus élastiques et adaptables à
tous les régimes laxistes ou totali-
taires. Je suis outrée et je repète;
quel culot! Octopus

Autre aspect de l’eau
L’eau étant une entité vivante qui
garde en son sein toutes les infor-
mations universelles d’un univers
qui nous est encore presque totale-
ment inconnu, il y aurait lieu de la
respecter. Aujourd’hui on pollue
sans vergogne, on la dilapide inu-
tilement, on la laisse croupir dans
d’ignobles marécages, ses rivières
sont devenues des égoûts, ses lacs
des réservoirs de maladies et ses
mers perdent leurs coraux, et leurs
habitants qui s’étouffent en avalant
des emballages de plastic, quand ils
ne sont pas aveuglés ou assourdis
par d’autres pollutions humaines
barbares. Ne serait-il pas temps
d’apprendre aux enfants à com-
prendre les messages cachés de
l’eau dont l’humanité est issue et
grâce à laquelle elle peut vivre sur
Terre. Nous sommes composés de
70% d’eau et l’on parle de grève de
la faim, jamais de la grève de la soif.
L’eau transparente et sans goût a la
propriété de dissoudre les éléments
nutritifs nécessaires à la vie et de

les transporter des sommets des
montagnes à travers les rivières
jusqu’aux océans. De plus, elle
comprend non pas les mots en tant
que tels, mais les sentiments der-
rière ces mots et elle réagit aux
compliments en devenant claire et
saine, alors que sous l’insulte, elle
reste sale et imbuvable. Des essais
ont été faits avec toutes sortes
d’échantillons prélevés dans le
monde entier par le Dr. Masaru
Emoto, un Japonais qui a inventé
la caméra pouvant photographier
les cristaux au moment où ils se
forment. Suivant leur provenance
ils sont difformes ou magnifique-
ment ciselés. L’eau placée dans un
verre sur lequel on colle une éti-
quette avec des mots d’amour reste
claire, alors qu’avec des mots de
haine, elle se voile et devient sale.
Il est temps de se demander quel
rôle l’humanité joue sur cette
planète. Notre pouvoir est gigan-
tesque si nous usons la pensée
d’une façon positive et renonçons à

terre, moins il y aura d’eau potable,
et plus vite le genre humain dispa-
raitra pour aller rejoindre les dino-
saures disparus.
En un mot, pour obtenir plus de
détails sur les messages cachés de
l’eau, tout un chacun devrait lire
le livre du Dr. Masaru Emoto aux
éditions Guy Trédaniel en
français, année 2004.

Mary Meissner



vant le flot croissant de réfugiés,
on craignait la famine et le chô-
mage, sans parler de la menace
d’une invasion allemande.
Ne disposant que d’une marge de
manœuvre étroite, notre gouver-
nement devait prendre en consi-
dération, dans ses décisions poli-
tiques, non seulement les risques
réels mais aussi les dangers perçus
en fonction d’indices parfois non
vérifiables. Il en va de même au-
jourd’hui pour le Conseil fédéral,
dont les décisions doivent tenir
compte de la crainte suscitée par
les dangers de l’énergie atomique
ou du génie génétique. La politique
en partie restrictive suivie à l’égard
des réfugiés était également une
conséquence des peurs ressenties
par la population.
Pour nous aussi, qui avons été té-
moins de la tragédie de la Seconde
Guerre mondiale, le sort des vic-
times de l’Holocauste figure au
nombre de nos préoccupations.
C’est pourquoi nous attendons du

Congrès Juif Mondial qu’il verse le
plus rapidement possible aux
ayants droit les millions qui lui ont
été confiés en vertu de l’accord
conclu avec les banques suisses.
Pour terminer, nous aimerions que
vous ayez à l’esprit que la provoca-
tion et la démagogie, quels que
soient les buts visés, n’ont pas leur
place dans ce domaine politique
sensible et ne contribuent en rien à
la solution des problèmes et à la
nécessaire réconciliation, qui de-
vrait être notre souci commun.

Au nom du Groupe de travail his-
toire vécue

Hans-Georg Bandi,
Prof. émérite, Dr Dr h.c.

Martin Burckhardt,
Professeur, architecte, dipl. EPFZ,

ancien conseiller national
Kurt Bolliger,

ancien Cdt de corps ancien
Président de la Croix-Rouge suisse

Heinz Langenbacher,
Dr en droit, ancien ambassadeur
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Lettre ouverte à Monsieur Israel Singer, 
président du Congrès Juif Mondial

Monsieur le président,

Lors de la cérémonie commémora-
tive de l’Holocauste, le 27 janvier à
Berlin, vous avez qualifié de crime
la neutralité de la Suisse pendant la
Seconde Guerre mondiale.
Parlant au nom de milliers de Suis-
ses de la génération de la dernière
guerre, donc de témoins de l’épo-
que, le Groupe de travail histoire
vécue réfute de la manière la plus
catégorique cette affirmation
monstrueuse. Celle-ci est d’autant
plus révoltante que vous faites par-
tie des personnalités internationa-
les qui connaissent parfaitement
les circonstances historiques dans
lesquelles s’est déroulée la Seconde
Guerre mondiale.
Quiconque est familier de l’envi-
ronnement historique à l’époque
de la guerre sait que la neutralité
était l’unique stratégie capable
d’assurer la survie de la Suisse, sur
la voie étroite entre résistance et
adaptation. C’est en définitive
grâce à celle politique que nous
avons pu échapper à la guerre et
survivre, tel un flot, dans la dé-
mocratie et l’indépendance.
Comme témoins de l’époque, nous
nous souvenons de manière préci-
se du soin qu’a toujours mis le
Conseil fédéral, soutenu par les
médias, à respecter dans toutes ses
décisions les règles du droit des
gens et de la neutralité. Soumis à la
pression massive des deux camps
belligérants, il s’est vu contraint de
faire des concessions tant d’un côté
que de l’autre. Toutes ses décisions
ont été le reflet de sa déterminati-
on à tenir la Suisse à l’écart du con-
flit.
Si la Suisse n’avait pas été neutre
et si elle avait été entraînée dans la
guerre, des milliers de Juifs, qu’ils
aient été suisses ou réfugiés dans
notre pays, auraient été victimes
des nazis. Les milliers qui se trou-
vaient à l’étranger et qui ont pu êt-
re sauvés par des institutions ou
des personnalités suisses grâce à
notre neutralité, auraient subi le
même sort. A ce propos, nous rap-
pelons aussi la solidarité que les
Suisses de confession juive ont
rencontrée dans notre pays.
Bien que la Suisse ait accueilli des
dizaines de milliers de réfugiés
juifs, plusieurs milliers ont certes
dû être refoulés, notre pays n’ayant
pas eu d’autre choix, dans sa lutte
pour la survie. «La barque est plei-
ne!» pensait à cette époque la gran-
de majorité du peuple suisse. De-

Section Fribourg et Vaud

Tous les derniers 
vendredi du mois au
Café du Vélodrome,
à Lausanne,
dès 19 h 30

L’UDC se délite
C’est triste de voir un parti si bien
parti dans son implication politi-
que, se diviser sur Schengen-Dub-
lin et sur l’extension de la libre cir-
culation des personnes. Les Ber-
nois et avant eux les Grisons,
sont-ils bouchés au point de se lais-
ser manger tout crus par les belles
promesses des membres du Conseil
fédéral qui ont des œilléres et sont
contaminés par le cancer de l’UE?
Ce cancer ne serait-il pas d’origine
financière? Ces messieurs-dames
espèrent-ils devenir les délégués
incapables, inéfficients et incompé-
tents de l’usine bruxelloise payés
pour édicter des ukases de plus en
plus farfelus? Et surtout ils se fi-
chent pas mal de la Suisse en tant
que pays et des citoyens voulant
préserver leurs droits politiques. Le

mot liberté n’existe pas, comme à
Séville et ils préfèrent l’amalgame
déficient d’un Hirschhorn avec les
poubelles parisiennes ou le misé-
table show d’Expo.02 avec une
Wenger. UDC réveille-toi et fustige
tes dissidents qui vont semer la pa-
gaille au sein de tes supporters.
Christoph Blocher a déjà commen-
cé par son reportage à l’américaine
au cours duquel il a dit clairement
qu’il était normal que les pauvres
du monde entier viennent travail-
ler dans les pays riches. Pourquoi
n’a-t-il pas dit qu’il offrait une par-
tie de ses milliards à ces miséreux
pour qu’ils restent chez eux. En
Suisse sans sous-sol à vendre, le
peuple reste pauvre il n’y a que les
riches qui prétendent que notre
pays est riche. Octopus
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Les étrangers, de plus en
plus indésirables à Genève

Deux Africains ont été arrêtés
mardi au centre ville avec deux
kilos d’héroine valant plusieurs
milliers de francs. Aux Acacias
trois Géorgiens ont été surpris
avec huit bouteiles de champagne
volées dans le magasin Coop où ils
sont entrés par effraction. Aux Pâ-
quis, une rafle a été effectuée par la
police dans un immeuble où loge-
aient sans permis 17 Boliviens et
Péruviens dont dix illégaux qui ont
été expulsés. De la drogue a été
trouvée sur place. Un autre person-
nage originaire de Géorgie s’est fait
arréter en train de voler des jeux
vidéos poux une valeur de 800
francs. Il a mordu férocement un
des policiers an sortant un couteau
de sa poche. Aux Grottes, à quatre
heures du matin, une bagarre a
réveillé le quartier. Huit Chinois se
battaient au marteau et à la hache.
Les blessés ont été emmenés à
l’hôpital. (Avons-nous besoin de
soigner à nos frais ces mafiosis chi-
nois?) Un Tunisien a été interpellé
vendredi. Il avait arnaqué plusieurs
personnes en leur promettant de
sous-louer son appartement. Il en-
caissait une caution sans jamais

mettre le logement à disposition.
Une jeune femme d’origine serbe
passait ses vacances dans son pays
et à chaque séjour tombait malade.
Ce «mal du pays» a fini par coûter
très cher à sa caisse d’assurance
qui s’est enfin retournée contre la
collectionneuse de fausses factu-
res, dont le préjudice se monte à
18’000 francs. Un Congolais habi-
tant en France, père de deux filles a
reçu de l’argent de l’Hospice
Général, et il encaissait en même
temps en Haute Savoie des alloca-
tions françaises. Détenteur d’un
passeport humanitaire, ce cumu-
lard intéressa quand même les
garde-frontières qui découvrent
que son titre de séjour français
porte une date de naissance dif-
férente. L’Hospice Général qui est
en déficit aujourd’hui de 46 mil-
lions de francs, pourra-t-il récupé-
rer les 86’000 francs que ce Congo-
lais a encaissé indûment, ainsi que
les 12’000 euros savoyards?

Ce n’est en tous cas pas possible
puisqu’il est à Champ Dollon, la
prison palace de Genève.

Octopus

Pourquoi la «déséducation»
mondialiste?

Dans le monde entier, l’instruction
publique est en alerte devant l’an-
alphabétisme des élèves dans les
écoles publiques obligatoires. Heu-
reusement qu’il y a des écoles pri-
vées pour sauver quelques indivi-
dus fortunés! Evidemment lorsque
les gouvernements doivent faire
face année après année à l’explo-
sion démographique (par nais-
sances naturelles ou immigration),
elles se trouvent en face de pro-
blèmes insolubles et elles inven-
tent une quantité de méthodes pal-
liatives plus inéfficaces les unes
que les autres. Ce que l’on ne dit
pas, c’est le pourquoi de cette des-
tructuration de l’intelligence! Le
système mondialiste instaure la
méthode globale qui développe le
cerveau gauche, la partie émo-
tionnelle de l’intelligence, au détri-
ment du cerveau droit qui en est la
partie analytique. On habitue à ap-
prendre par l’image et non plus par
l’analyse. Ainsi ceux qui subissent
cette formation sont bien moins
capables de réfléchir, de discerner,
d’analyser que ceux qui ont reçu
une formation classique. Ce décer-
velage est complèté par un appren-
tissage destructuré de l’histoire qui

coupe les jeunes générations du
passé de leur nation. Le système
«démocratique» mondialiste pense
s’y retrouver gagnant dans la me-
sure où les populations seront l’ar-
gement inaptes à comprendre là où
on veut les conduire.
Ne nous étonnons pas du support
inconditionnel qui est fait aux ban-
des dessinées dans lesquelles l’en-
fant ne laisse plus vagabonder son
imagination personnelle, mais
conforte la parresse de son cerveau
prêt à avaler toutes les pillules dis-
tillées par des lobbies divers. Ne
nous étonnons pas du manque de
connaissances grammaticales et de
style lorsqu’on ne voit que des
ouah, boom, stroumpf dans des
bulles pauvres en littérature.
Prenant aussi en considération les
mathématiques, entre les équati-
ons alphabétisées et la calculette,
qui saura faire un rapide calcul
mental pour se rendre compte qu’il
est arnaqué? L’Euro est venu à
point pour éviter des calculs de
change. C’était devenu fatigant.
Vive la mondialisation élitaire qui
ne favorisera que les nantis par un
népotisme étatisé.

Charlotte Morel

Le Pilori
Indemnités pour le congé
maternité
Dans le canton de Genève, la ques-
tion se pose de savoir s’il y a lieu de
supprimer la convention en vigu-
eur qui avantage les mères depuis
2001 par rapport au nombre de se-
maines accepté sur le plan fédéral.
Les indemnités journalières pas-
seraient-elles de 172 à 238 francs si
les seize semaines étaient réduites?
Il y aura votation à ce sujet, ce qui
me paraît paradoxal au vu des ré-
sultats enterrinés pour toute la
Suisse qui devraient normalement
s’appliquer de facto.
Mais il y a mieux. Je ne comprends
pas pourquoi l’allocation de nais-
sance appelée «accueil» en cas
d’adoption, passerait de fr. 1000.–
actuellement à 17’000 francs? (Tri-
bune de Genève du 18.2.05)

Une adoption ne nécessite pas d’al-
laitement ou de repos post-nais-
sance et la somme de 17’000 francs
est faramineuse à moins que ce ne
soit pour rembourser les frais
d’achat de l’enfant.

Drôle de façon de compenser le
manque de naissances naturelles
par un commerce international de
bébés aléatoires du point de vue
génétique!

Nos prisons débordent
Les étrangers qui peuvent venir
grâce à des passeurs de plus en plus
nombreux depuis la suppression
des frontières dans l’U.E., déversoir
des étrangers du troisième cercle,
(cela promet pour Schengen-Dub-
lin), amènent avec eux des milliers
de flagrants délits agressant la po-
pulation helvétique. En ouvrant un
seul journal où que ce soit en
Suisse, on tombe sur les informa-
tions écœurantes suivantes: Deux
Algériens, professionnels du vol
ont été arrêtés à Cointrin où ils ra-
massaient des bagages sur les tapis
roulants, plus des cartes de crédit
et quelques milliers de francs.
Trois individus d’origine magrhé-
bine âgés d’une vingtaine d’années
cassaient et forçaient des portes de
voitures à la Servette et au chemin
du Vidollet pour voler clés, sacs et

matériel informatique. Egalement
arrêtés par la police, deux cambrio-
leurs chiliens cagoulés ont été dé-
noncés à la police lors d’un vol de
poules, soit-disant parce qu’ils
avaient faim, à Chambésy. Une
quatrième intervention a eu lieu
dans un grand magasin du centre-
ville de Genève. Il s’agit d’un
Tchétchéne et d’un Arménien qui
dérobaient au rayon hommes, cinq
vestes pour un montant de 2500
francs en prenant soin d’arracher
les anti-vol, Comment voulez-vous
que nos prisons puissent accueillir
une dizaine de personnes par jour?
Plus tous ceux non mentionnés par
un unique journal. Et tous des
étrangers… Cela promet si le réfé-
rendum sur Schengen est refusé.

Fedpol – la coordination
Après l’affaire Mohamed Achraf, le
département de Christoph Blocher
a décidé de renforcer les informa-
tions diversifiées en possession de
l’IPAS contenant celles d’Interpol,
les empreintes digitales et les pro-
fils ADN. Cet office exploite aussi
RIPOL avec les cantons. Donc nous
avons en Suisse un réseau bien
organisé pour trouver les délin-
quants internationaux. Si le Con-

seil fédéral n’est pas opposé à colla-
borer avec d’autres services de sé-
curité étrangers, un doute subsiste
concernant la coopération des can-
tons. Comme ils restent libres de
raccorder leur système à l’index
national, nous voici une fois de
plus devant l’incertitude dange-
reuse d’un possible refus de la part
de certaines autorités cantonales
qui veulent à tout prix garder le
haut du pavé pour montrer un illu-
soire pouvoir. Cet esprit de clocher
cause des frais supplémentaires
inutiles, provoque un retard dans
les recherches et conduit dans une
impasse ringarde dont profitent les
mafias de plus en plus nombreuses
sur cette planète. Lorsqu’on voit
sur nos écrans la rapidité avec la-
quelle les Etats-Unis retrouvent le
ou les coupables grâce à quelques
clics de souris, comment une telle
question peut-elle être posée par
les médias et probablement au sein
de nos services de police? 
A lire les chicanes à la sauce
clochemerle qui foisonnent dans
les rues de nos villes et dans les
prétoires, j’ose espérer que les
cantons auront la sagesse de com-
prendre par où passe la sécurité.

Octopus
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Überfremdung und Übervölkerung sind 
allgemeinere Probleme!

Wieder einmal erschüttern Einzel-
fälle von gewalttätiger Kriminalität
wie der Fall Baskim Berisha, der
wegen eines Parkplatzes in Düben-
dorf einen Familienvater erschoss,
oder die ebenfalls kosovo-albani-
schen und kaum den Kinderschu-
hen entwachsenen Roma, die
Schlägereien anzettelte und deren
Asyl suchende Familie zuerst in ei-
nem Hotel, später in einer Villa am
Zürichsee untergebracht war, die
öffentliche Meinung in der
Schweiz. Diese kurzfristigen Auf-
regungen haben leider den Nach-
teil, dass sie die  Einwanderungs-
problematik immer wieder an
Einzelfällen und bestimmten
Volksgruppen, hier den Kosovo-Al-
banern aufhängen möchten und
übersehen, dass die nicht enden
wollende Einwanderungsbewe-
gung in die Schweiz aus allen
Windrichtungen allgemeinere und
dauerhafte Schwierigkeiten verur-
sacht. Zu meinen, nur die Kosovo-
Albaner oder allenfalls Menschen
aus dem Balkan sowie Gewaltver-
brecher würden der Schweiz

Diese Frage ist mehr als berech-
tigt, wenn man den neuesten
Skandal aus diesem Kanton be-
denkt. Dort werden längst überfäl-
lige Ausschaffungen, die nicht
einmal unter den bundesrätlichen
Begriff «Härtefälle» fallen,
schlichtweg nicht ausgeführt.
Ganz offen stellen diverse Gemein-
den (auch grosse wie Yverdon) für
solche Leute Unterkünfte zur Ver-
fügung. Und auch die Kantons-
regierung tut nichts dagegen. Da
muss man sich wirklich die im
Titel erwähnte Frage stellen. Hat
ein Kanton, der ganz offen Be-
schlüsse der Eidgenossenschaft
missachtet, in unserem Bund noch
etwas zu suchen? Nach meiner
Meinung sollte man versuchen,
diesen Kanton z.B. an Frankreich
zu verkaufen. Die Frage bleibt al-
lerdings, ob Frankreich oder ein
anderes Land solche renitenten,
gegen den eigenen Staat agieren-
den Leute überhaupt übernehmen
will.

Lockerung der Lex Koller
Das Bundesgesetz über den Erwerb
von Grundstücken durch Personen
im Ausland, die Lex Koller, soll
gelockert werden. … Neben der
Gesetzesrevision laufen derzeit Be-
strebungen, die Lex Koller ganz
abzuschaffen.
(Frage: Kann die antischweizeri-

steln am Waffenrecht. Die Zunah-
me der Kriminalität, auch der ge-
walttätigen, ist nicht zuletzt ein
Ausdruck verschiedener und unü-
berbrückbarer Wertsysteme. Aus-
serdem ist die Frage zur Bevölke-
rungsdichte zu stellen! Übervölke-
rungssituationen führen nicht nur
zu fast unlösbaren Schwierigkeiten
im materiellen Umweltschutz, es
ist auch eine empirisch nachgewie-
sene verhaltenspsychologische Er-
kenntnis, dass enge Siedlungs-
verhältnisse den Aggressivitäts-
pegel erhöhen! 

Die Einwanderungspolitik, wie die
Schweiz sie seit einem halben
Jahrhundert betreibt, ist als Gan-
zes abzulehnen, auch die frühere!
Wir sollten mit dieser Politik end-
lich radikal Schluss machen!

Jean-Jacques Hegg, Psychiater
FMH, e. Nationalrat, Dübendorf

Bauchweh bereiten, und man kön-
ne die Probleme lösen, indem man
diese, sofern sie gewalttätig wür-
den, aus der Schweiz ausweisen, ist
falsch. Die überwiegende Mehrheit
der hier lebenden Kosovo-Albaner
verhält sich nämlich durchaus ge-
setzeskonform, und Straftaten be-
gehen auch Angehörige anderer
Nationalitäten. So gab es etwa
schon süditalienische  Mafiagrup-
pen, tamilische Drogenhändlerrin-
ge, Menschenschlepper aus Afrika,
diese bis heute usw.
Falsch ist es auch anzunehmen,
die Probleme hätten erst ungefähr
1990 begonnen oder sie beträfen
bloss Asylbewerber und nicht auch
den Fremdarbeiterimport, wie das
selbst Leute tun, die glauben, sich
politisch ernsthaft mit der Frage
der bevölkerungsmässigen Über-
fremdung auseinander zu setzen.
Die Einwanderungsspitze der
Sechzigerjahre des letzten Jahr-

hunderts hat uns zum Beispiel ei-
nen Berg von nun altersrenten-
berechtigten Personen beschert,
was heute unsere Altersversorgung
bedroht, auch das ein Problem aus
der Einwanderungspolitik, nur ein
andersartiges! Das damalige Argu-
ment von Überfremdungsbefür-
wortern, Fremdarbeiter würden
uns die AHV sichern, war lächer-
lich und verlogen!
Die Überfremdung in jeder Bezie-
hung hat auch zu einer miesen
Stimmung in der Schweiz im All-
gemeinen geführt, was uns nun auf
verschiedenen politischen Feldern
Probleme beschwert. Menschen
unterschiedlicher ethnischer und
kultureller Herkunft können nicht
einfach problemlos zu einer neuen
Gemeinschaft zusammenwachsen,
obschon Einwanderungsbefürwor-
ter und Regierungspolitiker uns
das gerne weismachen möchten!
Ebenso sinnlos ist das Herumba-
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sche, nur auf Profit ausgerichtete
Gesinnung des Bundesrats noch
tiefer sinken? Die Red.)

Vorläufige Anwendung von
Staatsverträgen
Die Kompetenz des Bundesrates,
Staatsverträge vor der parlamenta-
rischen Genehmigung vorläufig
anzuwenden, soll neu im Gesetz

✂

geregelt werden. … Anlass für die
Gesetzesregelung bildete das vom
Parlament nicht genehmigte Luft-
verkehrsabkommen mit Deutsch-
land, das der Bundesrat vorläufig
angewendet hatte.
(Bemerkung der Redaktion: Zuerst
Gesetze brechen und später ent-
sprechend anpassen. Typisch Bun-
desrat, nicht zum ersten Mal ange-
wendet.) D. Najman, Baden

Gehört das Waadtland eigentlich noch zur Schweiz?
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